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„Hier auf dem Hinterhof des heutigen Landgerichts 
befand sich in der Zeit ab 1935 das Landgerichtsge-
fängnis. Bis 1945 wurden dort neben den Justizhäft-
lingen über 4.000 Häftlinge der Geheimen Staatspoli-
zei Lüneburg gefangen gehalten, zum großen Teil 
osteuropäische Zwangsarbeiter/-innen. Für mehr als 
900 dieser Männer, Frauen und Jugendlichen war 
dieser Ort Durchgangsstation auf dem Weg zu Folter 
und Tod. Sie wurden in ein Arbeitserziehungslager 
verbracht, in die Konzentrationslager Neuengamme, 
Sachsenhausen, Ravensbrück, Buchenwald, Ausch-
witz und andere, oder sie wurden in verschiedenen 
Orten des Lüneburger Bezirks ermordet.“

Ein solcher oder ähnlicher Text soll, so ist es geplant, 
demnächst auf dem Lüneburger Marktplatz an der 
Eingangsmauer zur heutigen Justizvollzugseinrichtung 
angebracht werden zur Erinnerung an diese vielen 
Menschen, die hier völlig würde- und rechtlos als Ge-
stapo-„Schutzhäftlinge“1 gefangen gehalten wurden 
und für die dieser Ort ihre „Durchgangsstation auf 
dem Weg zu Folter und Tod“ bedeutete. Über 4.000 
Schutzhaftgefangene und dabei mehr als 900 AEL- 
und KZ- Häftlinge: Eine kaum vorstellbare Anzahl von 
Einzelbiographien. Über 4.000 Menschen, die sich 
während ihrer „Inschutzhaftnahme“ in jeder Stunde 
angsterfüllt gefragt haben mögen, was mit ihnen wei-
terhin geschehen wird, völlig isoliert, ohne rechtliche 
Möglichkeit der Einflussnahme auf ihren weiteren Le-
bensweg und ausgeliefert der faschistischen Willkür 
der Geheimpolizei. In Todesangst, so lässt sich vor-
stellen, jene Häftlinge, denen eine „Überstellung“ in 
ein Arbeitserziehungs- oder gar Konzentrationslager 
angedroht wurde. Über 900 dieser „Lüneburger“ 
Häftlinge mussten diesen Weg gehen, mehrere hun-
dert ließen dort ihr Leben. Eine Dimension des Lei-
dens, ausgedrückt in nackten Zahlen, die unsere Vor-
stellungskraft übersteigt und – noch schlimmer – von 
der wir uns heute kein Bild mehr machen können, 
auch kaum konkrete Empathie empfinden können, 
weil uns diese Häftlinge bis heute unbekannt geblie-
ben sind. Auch bei unserem in dieser Schrift geschil-
derten Bemühen, die „Menschen hinter den Zahlen“ 
zu entdecken, mussten wir uns häufig verzweifelt 
eingestehen, dass wir lediglich rudimentäre Daten 
über diese Personen haben zusammentragen können 
– eine KZ-Häftlingsnummer, selten den letzten Wohn-
ort oder den „Tat“vorwurf seitens der Gestapo. Statt 
diese Menschen zu beschreiben, ihren Lebensweg zu 
schildern, blieb uns manchmal lediglich eine Namens-
nennung und ihre KZ-Häftlingsnummer. Trotz größter 
Anstrengung konnte noch nicht einmal der Sterbeort 
und das Sterbedatum bei allen Todesopfern recher-
chiert werden. Sie blieben verscharrt an einem unbe-
kannten Ort, bestenfalls in der „Selbstmörderecke“ 

oder am Rande eines Dorffriedhofs beerdigt, vielfach 
zum Zwecke der arischen Forschung in die Pathologie 
der Hamburger Universitätsklinik und zur dortigen 
namenlosen „Entsorgung“ verbracht. Diese bislang 
unbekannten Häftlinge des Lüneburger Landgerichts-
gefängnisses wollen wir hier wenigstens durch die 
Benennung ihres Namens aus der Anonymität heraus-
holen, ihnen ihre Einzigartigkeit, Persönlichkeit und 
damit Würde zurückgeben, sie von einer Nummer 
wieder zu Menschen mit unverwechselbarem Namen 
machen. 

Für uns Leser/-innen heute sollte diese Veröffentli-
chung, dieser Blick in die NS-Vergangenheit, nicht nur 
der Erinnerung dienen. Dieser Blick sollte sich eben-
falls in die Gegenwart und Zukunft richten, um als 
Konsequenz für eine deutliche Alternative, für ein 
Gegenstück zum Faschismus, für ein antifaschistisches 
Deutschland zu wirken. 

Iris Hanika, Das Eigentliche:

Im November 2011 veröffentlichten wir unter dem 
Titel „Die Staatspolizei Lüneburg“ eine Schrift, die sich 
erstmals am Ort mit der Lüneburger Gestapo beschäf-
tigte.2 Diese schärfste und mit umfassenden NS-Rech-
ten ausgestattete geheimpolizeiliche Verfolgungsins-
titution des Lüneburger Bezirks mit Sitz im Zentrum 
der Stadt nahm nicht nur mehrere tausend Verhaftun-
gen vor (und ließ zudem über die Justiz Haftstrafen 
erwirken), sondern hatte ebenfalls „Überstellungen“, 
Misshandlungen und Folter in Arbeitserziehungs- und 
Konzentrationslagern zu verantworten und beantrag-
te darüber hinaus bei der Berliner Zentrale (dem 
Reichssicherheits-Hauptamt) zahlreiche Exekutionen, 
die sie selber durchführte oder in den Konzentrations-
lagern durchführen ließ.

Der Untertitel der Schrift wies auf den Schwerpunkt 
der Ausarbeitung hin, auf „Strukturen und Täter“: Ne-
ben den Verfolgungsmethoden, den internen Verhör-
praktiken in der Julius-Wolff-Straße (sowie in den 
Außendienststellen) und den Mitarbeitern der Staats-
polizeistelle stellten wir vor allem die Arbeitsweise als 
Behörde, die Meldestruktur, die Phasen der Verfol-
gung/Ausweitung der Befugnisse vor und gingen der 
Frage der (ausgebliebenen) Bestrafung der Ge-
stapo-Täter nach.

Mit der hier vorliegenden Schrift ergänzen wir unsere 
Ausarbeitung um den wichtigsten Teil, um jenen über 

Jedem Lied wohnt Auschwitz inne,
jedem Baume, jedem Strauch.

Jedem Lied wohnt Auschwitz inne,
und jedem deutschen Menschen auch.

Vorwort
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denkstätten, den veröffentlichten dickbändigen To-
deslisten der Häftlinge der Konzentrationslager Aus-
chwitz, Bergen-Belsen, Neuengamme u. a. und den 
Häftlingsdaten, die über das Internet einzusehen sind. 

Dennoch haben wir in einigen Fällen die Namen der 
Opfer anonymisiert: Bei unseren Nachforschungen 
nach jenen deutschen Frauen der Region, die wegen 
des Vorwurfs eines Kontaktes zu Kriegsgefangenen 
von Lüneburger Gerichten zu Haftstrafen verurteilt 
wurden7, sind wir Opfer-Angehörigen begegnet, die 
eine Veröffentlichung eines Namens nicht wünschen. 
Diesem Wunsch wurde hier entsprochen.

Angesicht der Tatsache, dass nur über eine kleine An-
zahl der im Lüneburger Landgerichtsgefängnis inhaf-
tierten Gestapo-Opfer Überlieferungen beigebracht 
werden konnten und diese Dokumente auch biswei-
len keine gute Druckqualität aufweisen, haben wir uns 
in Einzelfällen dennoch dazu entschlossen, diese hier 
abzudrucken. Von manchem Menschenleben blieb 
lediglich dieses vergilbtes Stück Papier als Erinnerung. 
Wir bitten die Leser/-innen in diesen Fällen, sich der 
Anstrengung zur Entschlüsselung der jeweiligen „Le-
benszeugnisse“ zu unterziehen.

Einen persönlichen Dank möchten wir aussprechen an 
Personen, die uns häufig für Auskünfte in Einzelfragen 
zur Verfügung standen, wie unsere Lüneburger Ge-
schichtskollegen Manfred Messer, Dietrich Banse und 
Hans-Jürgen Brennecke (der zusätzlich auch wieder 
die Endredaktion der Schrift vornahm) und ebenfalls 
Rolf Meyer (Museum Wustow), Peter Kaske, der die 
Autobiographie seines Großvaters Karl Markwardt 
(ehemaliger Geschäftsführer der Lüneburger SPD) zur 
Verfügung stellte sowie an Bettina Reinmuth (Düssel-
dorf), Tobias Frank (London), Martin Reiter (Ham-
burg), Peter Heine (Unterlüss), Dr. Dieter Thiel und 
den Kollegen/-innen des „Bündnis gegen Rechts“ 
(Uelzen), John Cramer (ehemals Mitarbeiter des 
Volksbund deutsche Kriegsgräberfürsorge, Lüneburg), 
Mario Keller-Holte (Hameln) und Marcus Herrberger.

Ebenso bedanken wir uns bei den Damen und Herren 
der verschiedenen Archive, die uns ihre Hilfe zukom-
men ließen wie dem (kürzlich verstorbenen) Herrn 
Szenka (Kreisarchiv Lüneburg), bei Herrn Dr. T. Lux 
und Herrn D. Kolbe (Stadtarchiv Lüneburg), Frau S. 
Maehnert (Stadtarchiv Celle), Herrn R. Voss (Kreisar-
chiv Celle), Herrn T. Wagner (Gemeindearchiv Bad 
Bevensen), Frau Dr. Ch. Deggim (Stadtarchiv Stade), 
Herrn Dr. Kleinfeld (Kreisarchiv Harburg), Herrn Rei-
mer Egge (Stadtarchiv Uelzen), Frau Krösche und Frau 
Hofmann (Hauptstaatsarchiv Hannover), Frau E. Za-
charias (Gedenk- und Dokumentationsstätte KZ 

Drütte), Frau Dr. B. Welter (NS-Dokumentationszen-
trum Rheinland- Pfalz – Gedenkstätte Sonderlager 
Hinzert), Frau C. Hundertmark und besonders herz-
lich bei Frau M. Schnell (Archiv Gedenkstätte Ravens-
brück), Herrn A. Knoll (Archiv Gedenkstätte Dachau), 
Herrn B. Behnen (Archiv Gedenkstätte Flossenbürg), 
Herrn Dr. R. Möller, Frau Ch. Eckel und A. Beßmann 
(Archiv Gedenkstätte Neuengamme), Frau M. Lieb-
scher und B. Müller (Archiv Gedenkstätte Sachsen-
hausen), Frau S. Dellemann (Archiv Gedenkstätte 
Buchenwald), Herrn M. Viebig (Gedenkstätte Roter 
Ochse, Halle/Saale), Herrn Oleschinski (Dokumenta-
tions- und Informationszentrum Torgau), Herrn T. 
Altmeyer (Studienkreis Deutscher Widerstand 1933 – 
1945, Frankfurt/M.), Herrn Dr. T. Herrmann (Bundes-
archiv Ludwigsburg), Herrn P. Möckel (Bundesarchiv 
Koblenz), Herrn Dr. R. Keller, Frau M. Buchholz und 
Frau S. Petry (Stiftung niedersächsische Gedenkstät-
ten), Herrn Lars Thiele (Dokumentationsstelle Dres-
den, Stiftung Sächsische Gedenkstätten), Frau H. 
Müller (International Tracing Service Bad Arolsen) so-
wie den Damen und Herren des Bundesarchivs in 
Koblenz und Berlin.

Ein weiterer Dank geht an die Mitarbeiter/-innen der 
verschiedenen örtlichen Standes- und Einwohnermel-
deämter der Region, die uns die dortigen Opfer-Über-
lieferungen zur Verfügung stellten und natürlich auch 
an die Sponsoren, die einen Teil der Finanzierung 
dieser Broschüre übernahmen: an den Fachbereich 4, 
Kultur, der Stadt Lüneburg, der Sparkassenstiftung 
Lüneburg und der Bürgerstiftung Lüneburg. Wir be-
dauern, dass sich der Landrat des Landkreises Lüne-
burg nicht in der Lage sah, diese Schrift zu unterstüt-
zen.

Zum Schluss eine kleine Bitte an die Leser/-innen: 
Durch die recht umfangreiche Recherchetätigkeit sind 
uns Kosten entstanden, die wir mit dem Einwerben 
der genannten Sponsorenzuschüsse lediglich teilweise 
haben decken können. Jede kleine Spende zur Mini-
mierung dieses Fehlbetrages ist deshalb gerne gese-
hen auf unser Konto der VVN-BdA Lüneburg, IBAN: 
DE24240501100000077172 bei der Sparkasse Lüne-
burg. Besten Dank dafür.

Lüneburg, August 2014
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So geschah es auch und ich bekam eine Zelle, die nach 
Westen lag und wenig Sonne hatte. Das alte Gefäng-
nis war sehr primitiv, aber auch dieses war, wie ich 
später merkte, ein Vorteil.

Der Tag verlief mit Aufstehen, Kaffee trinken, ½ Stun-
de Rundgang im Gefängnishof, Mittagessen und 
Abendbrot. Um 21 Uhr ging das Licht aus. Bücher 
bekam ich, aber schließlich schmerzten die Augen. 
Also Abwechslung schaffen und in der Zelle, soweit es 
ging, ein bisschen Gymnastik treiben…

Etwa nach 11 Tagen, am Dienstag nach Pfingsten, 
kam ich in eine Zelle auf dem gleichen Gang, aber 
nach Osten gelegen. Sie war mit einem Gefangenen 
belegt. Die Zelle hatte die übliche Einrichtung, nur auf 
dem Fußboden lag ein zweites Bett.

Nachdem der Wärter gegangen war, machten wir uns 
bekannt. Er hieß Rudi Mokri und war Mitglied der 
Kommunistischen Partei, wohnte in Wilhelmsburg 
und war verheiratet. Ich hatte gleich das Gefühl, dass 
er ein anständiger Kerl sei und wir gut miteinander 
auskommen würden. Im Auftrage seiner Partei habe 
er an einer Zusammenkunft der Lüneburger KP in 
Böhmsholz teilgenommen. Von der Polizei, wahr-
scheinlich durch Verrat, sei die Besprechung über-
rascht und einige seiner Parteifreunde und er verhaf-
tet worden. Was nun geschehen würde, wüßte er 
auch nicht. Nachdem ich Rudi meinen Beruf und den 
Grund meiner Verhaftung mitgeteilt hatte, kam als 
erfreuliches Ergebnis heraus, dass er in Wilhelmsburg 
am Köhlbrand wohne und meine Schwiegereltern gut 
kannte. Der Kontakt war also hergestellt.

Ich schlief auf der eisernen Bettstelle und er baute 
abends sein Bett auf dem Fußboden …

Die dicken Mauern und Eisengitter verhinderten 
nicht, dass wir erfuhren, welche Gefangene auf unse-
rem Flur waren, und wenn neue eingeliefert wurden 
gingen die Namen gleich durch alle Zellen. Außerdem 
hatten die alten Eisentüren unten am Fußboden soviel 
Spielraum, dass nicht nur einfache Briefe sondern 
auch mit Tabak gefüllte durchgeschoben wurden. Es 
waren auch einige Kommunisten auf unserem Flur. 
Bekamen wir nun mündlich, bei der Essensausgabe 
oder beim Rundgang, Wünsche nach Tabak, Briefpa-
pier oder Schreibzeug usw. so bemühten wir uns, zu 
helfen.

Beim täglichen Rundgang auf dem Gefängnishof, er 
dauerte … eine halbe Stunde, mussten wir im Ab-
stand von zwei Metern gehen. Wenn auch das Spre-
chen nicht erlaubt war, so wurde doch geflüstert und 

beim Runter- und Raufgehen gab es auch die Mög-
lichkeit Worte zu wechseln und gewünschte Dinge 
(heimlich auszutauschen). Der Rundgang war für uns 
auch deshalb wichtig, weil wir dann erfuhren, wer 
noch in Haft war. Allerdings kam es vor, dass der Ge-
fängnisdirektor nach Schluß des Rundgangs die Häft-
linge von den Wärtern nach verbotenen Sachen ab-
tasten ließ, aber auch hier gab es Kniffe, so dass nichts 
gefunden wurde. Im Übrigen wurden in der Zeit des 
Rundgangs alle Zellen kontrolliert.

Mokri und ich verstanden uns gut. 
Welchen Beruf er hatte, weiß ich 
nicht mehr, aber ich vermutete, 
dass er Angestellter der KP war. Die 
Verhältnisse im Hamburger Hafen 
kannte er gründlich. Seine Hand-
schrift war gut, er spielte Schach 
und war ein ausgezeichneter Turner.

Wir haben nie eine Debatte über unsere politische 
Bindung an die SPD oder KPD gehabt, keiner konnte 
oder wollte den anderen bekehren. …

Jeden Abend wurde eine halbe Stunde Gymnastik 
gemacht. Wir zogen uns dazu nackt aus und am Schluß 
war ich müde und schlief schnell ein. Die Wärter hat-
ten wir unterrichtet, sie machten keine Einwände.

Zweimal stellte ich den Antrag auf Haftentlassung, 
beide Male ohne Erfolg. Erst am 21. Juli wurde mir 
mitgeteilt, dass die Untersuchungshaft aufgehoben 
sei, ich aber jetzt in Schutzhaft bleiben müsse. Nun 
hatte nicht mehr das Gericht, sondern die Nazis über 
mich zu entscheiden. Wohl wusste ich, dass grausame 
Taten von ihnen verübt wurden, aber das Wort „KZ“ 
war erst eine Drohung, bis langsam ihre Wahrheit er-
kannt wurde.

Im Gefängnis änderte sich für mich nichts, nur war 
fraglich ob ich bleibe, verlegt oder mit Entlassung 
rechnen konnte.

Karl Markwardt 
im Parteibüro der 
SPD im Gewerk-
schaftshaus 

Haftgenosse
Rudi Mokri
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ses aus der Sicht der Reformer des Strafvollzugs der 
Weimarer Republik, vor allem aber die bedrohliche, 
einsturzgefährdende Lage dieser Gebäude auf der Ab-
bruchkante mit seinen Erdverschiebungen und der 
Notwendigkeit, einen Ersatz schaffen zu müssen, 
führte Ende der 20-er Jahre zur Planung eines neuen 
Landgerichtsgefängnisses. 

Da das Amts- und Landgericht in den Räumlichkeiten 
des Schlosses Am Markt untergebracht wurde, wel-
ches bis dahin der allgemeinen Verwaltung diente 
(zuvor als Dragoner-Kaserne), wurde ein Neubau für 
ein Landgerichtsgefängnis für den Bereich hinter dem 
Schloss geplant und dafür Platz geschaffen. Mit dem 
Bau wurde 1933/34 begonnen und bereits im Mai 
1935 wurde dieses neue Gefängnis mit den ersten 
Gefangenen belegt. Die endgültige Neubauübergabe 
durch das Preußische Staatshochbauamt und offizielle 
Inbetriebnahme geschah im Oktober 1935.12 Die 
Postadresse des neuen Landgerichtsgefängnisses lau-
tete Am Markt 7c.13

Das Gefängnis wurde in die Fläche hinter dem Ge-
richtsgebäude hinein gebaut, in einer L-Form parallel 
zur Burmeisterstraße und in den Innenhof hinein als 
Anbau zum Amts- und Landgericht. 

„Eine hohe, durch ein rundes Tor unterbrochene Mau-
er stellt den Zusammenhang zwischen Gerichts- und 
Gefängnisgebäude her. Von einem kleinen Zwischen-
hof ist über eine … Treppe mit bogenförmigen Vorbau 
der Haupteingang zum Gefängnis zu erreichen.“14

Es sollte für damalige Verhältnisse ein „modernes“ 
Untersuchungsgefängnis sein: Statt der Massenzellen 
gab es Einzelzellen in der Größe von je 7 ½ qm (2.20 
m mal ca. 3,50 m) und auch ausreichend Funktions-
räume. Das Gebäude war mit einem Keller und einem 
Tiefkeller, mit Erdgeschoss und zwei Obergeschossen 
versehen. Bewacht wurden die Häftlinge von acht Ge-
fängnisbeamten. Als Vorgesetzte fungierten zunächst 
Strafanstaltsinspektor Schwarz und Strafanstaltsober-
wachtmeister Offermann, später die Wachtmeister 
Thiedemann und Oberaufseher Brüggemann.

Im Keller befanden sich Funktionsräume wie die Kü-
che und die Waschküche, im Tiefkeller augenschein-
lich die Kohlen- und Kartoffelvorratskammern und 
die Arrestzellen. Die Einzelzellen (nach Angaben der 
örtlichen Presse „ausgestattet mit Wasserspülung, 
Spiralrahmenbett, Auflegematratze, Tisch Stuhl, 
Wandschrank“15 waren in den beiden Obergeschos-
sen angesiedelt, außerdem dort ein Krankenzimmer 
und ein als „Kinderzelle“ ausgewiesener Raum. Auch 
ein als „Betsaal“ ausgewiesener Raum war vorhanden, 

anscheinend eine überaus wichtige Räumlichkeit, 
denn in der LA vom 3.10.1935 wird dieser ausführlich 
beschrieben: „Mit besonderer Liebe ist der Kirchensaal 
… ausgestattet. Er verzichtet auf alle äußere Wirkung 
und trägt stark verinnerlichende Züge. Eine schwere 
Holzbalkendecke spannt sich über den Raum , Fens-
ter- und Türstürze sind gleichfalls  aus schweren Bal-
ken gebildet, das untere Drittel der Wand wird von 
einer Holzverschalung verkleidet, über der grober, 

heller Putz sichtbar bleibt. Das Gestühl ist geichfalls 
massig und schwer. Einziger Schmuck ist über dem 
hölzernen Altar eine schmale, goldschimmernde Ni-
sche, in der ein schmales, hohes Kreuz steht.“  Pastor 
Kulp (evangelisch) und Kaplan Hentze (katholisch) 
übten die Gefangenen-Seelsorge aus und erhielten 
dafür ein zusätzliches Salär zwischen 175 RM und 714 
RM jährlich plus Pauschbetrag für Wein, Oblaten, etc.

Vormaliges 
Amts- und Land-
gericht und das 
Landgerichtsge-
fängnis (rechts) 
Am Graalwall 

Landgericht mit 
(im Hintergrund) 
Landgerichtsge-
fängnis, heute 
JVA Uelzen/Abtl. 
Lüneburg 
Am Markt
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Eine der wenigen noch lebenden Schutzhäftlinge des 
Lüneburger Landgerichtsgefängnisses ist Frau Christi-
ne Haupt, geb. Becker, aus Uelzen, die sich im Jahre 
2011 von Dietrich Banse (Geschichtswerkstatt Uel-
zen) und Peter Asmussen (VVN-BdA Lüneburg) gerne 
interviewen ließ und über ihre Verhaftung und ihre 
Haft im Landgerichtsgefängnis berichtete:

Frau Haupt war als junge Frau zur Arbeit einem Uelze-
ner Reservelazarett zugeteilt, welches in der Mittel-
schule eingerichtet war. Eines Tages im Herbst 1944 
erhielt ihre Freundin, die mit ihr im Lazarett arbeitete, 
dorthin einen Brief mit einer Information über deren 
Ehemann, der als Soldat im Fronteinsatz war, über-
bracht. Frau Haupt erfuhr davon und nahm an, dass es 
sich um ein Schreiben handelte, das den Tod des Ehe-
manns ihrer Freundin mitteilte („Auf dem Felde der 
Ehre gefallen“). Darüber war Frau Haupt so entsetzt 
und empört, dass sie ausrief: „Ich könnte dem Hitler 
Hals und Glieder einzeln ausreißen.“ Diesen sponta-
nen Ausspruch meldete eine der anwesenden „brau-
nen Schwestern“ anscheinend weiter. (Wegen ihrer 
braunen Schwesterntracht erhielten die in der 
Schwesternschaft der NS-Volksfürsorge (ab 1942 
„NS-Reichbund Deutscher Schwestern“) organisier-
ten Krankenschwestern diese umgangssprachliche 
Bezeichnung, d. V.) Bei der folgenden Dienstbespre-
chung des Lazarettpersonals mit dem Oberarzt wurde 
diese spontane Äußerung der Frau Haupt zur Sprache 
gebracht und sie zurechtgewiesen mit den Worten: 
„Wer Adolf Hitler angreift, greift das deutsche Volk 
an.“ Frau Haupts Äußerung wurde in der Folgezeit der 
Lüneburger Gestapo zugetragen, denn sie erhielt kur-
ze Zeit später eine Vorladung zur Lüneburger Dienst-
stelle. In Lüneburg wurde sie ca. ½ Stunde zu diesem 
Vorgang verhört und mit dem Hinweis entlassen, dass 
sich die Gestapo bei ihr melden werde.

Etwa zwei Wochen später erschien bei ihr zu Hause in 
Uelzen der Hilfspolizist Boye (Zigarrenhändler am 
Ort) mit einem Haftbefehl. Boye verbrachte Frau 
Haupt mit dem Zug nach Lüneburg und lieferte sie in 
das Gerichtsgefängnis ein. 

Während der Festnahme und der ersten Zeit ihrer In-
haftierung ab 9. Dezember 1944 nahm Frau Becker 
an, dass es sich bei ihrer Verhaftung um einen Irrtum 
handele, sich dies sehr schnell herausstellen würde 
und sie bald entlassen werden würde.

Über ihre Haft berichtete Frau Becker, dass sie sich im 
zweiten Stock des Gerichtsgefängnisses in der Zelle 7 
mit drei weiteren Frauen eine Zelle teilen musste. „Wir 
waren vier Frauen in der Zelle und teilten uns ein Eta-
genbett, ein Bett unter dem Fenster und eine Stroh-

ballenmatratze. Die meisten Insassen waren politische 
Gefangene …“  Lediglich für einen halbstündigen Hof-
gang durften sie täglich an die frische Luft. Den übri-
gen Teil des Tages musste sie gemeinsam mit ihren 
Mithäftlingen in der engen Zelle verbringen und dort 
tagsüber bestimmte Flechtarbeiten ausführen. „Ich 
musste … aus Bindfäden kleine Zöpfe flechten, aus 
denen die Männer Fußmatten machten. Und wir 
mussten Tarnnetze knüpfen, meine Hände, weiche 
Hände, waren ganz zerschnitten 
von den harten Fäden. Also durfte 
ich fortan Pullover für die Kinder 
der Wachtmeisterin stricken. Dann 
haben sie mich auch zum Sauber-
machen der Toiletten im Luftschutz-
keller eingesetzt.“  Frau Haupt wur-
de auch beauftragt, Rosenkohl zu 
schälen für die Gäste eines nahege-
legenen Gastronomiebetriebes, für 
den „Ratskeller“. Zum Mittagessen 
gab es ohne Ausnahme eine Steck-
rübensuppe. Bei Fliegeralarm muss-
ten sie in der Zelle verbleiben, wäh-
rend das Wachtpersonal sich in den 
Keller flüchtete.
 
Einmal im Monat durfte sie Besuch empfangen. Diese 
Besuche, zumeist von ihrer Mutter, waren für sie 
überaus wichtig, denn sie gaben ihr Kraft und stärkten 
ihren Durchhaltewillen.
 
Die Temperaturen waren in ihrer Zelle in diesem Win-
ter (1944/1945) sehr niedrig, denn das Gefängnis 
insgesamt wurde lediglich an einem Tag pro Woche 
beheizt, an den Sonntagen. Zum Glück habe ihr die 
Kälte nicht so viel ausgemacht, denn ihre Mutter 
konnte ihr einen Trainingsanzug mitbringen, der sie 
wärmte. Sie bekam auch mit, dass jüdische Frauen 
(etwa 8-10 Personen), deren Ehemänner von den Na-
zis als „Arier“ eingestuft wurden, kurzzeitig dort inhaf-
tiert wurden und sie anschließend woanders hin 
transportiert wurden. Das Ziel dieses Transportes war 
ihr nicht bekannt.

Am 10. April 1945 wurde Frau Haupt schließlich aus 
dem Lüneburger Gerichtsgefängnis entlassen und 
konnte nach Uelzen zurückkehren.

Christine Haupt,
geb. Becker,
wurde 1944 
als Helferin im 
Reservelazarett 
Uelzen verhaftet.

Christine Haupt, Uelzen: Erinnerungen
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gen gehalten, dann das Verfahren 
der Justiz übergeben. Wegen 
„politisch abfälliger Äußerungen“ 
wurde er vom Dorfgendarmen 
denunziert, am 7.9.1943 festge-
nommen und von der Gestapo 
gefangen gehalten zunächst im 
Lüchower, anschließend vom 
13.9.1943 bis 21.10.1943 im Lü-
neburger Gefängnis, in das ihn 
der Lüchower Polizeiwachtmeis-
ter Vollau verbrachte. Hier wurde 
das Verfahren von der Gestapo 
an die Justiz übertragen und die 
örtliche Staatsanwaltschaft griff 
das Verfahren „in der Strafsache 
Karl Lühr“ auf: „Vergehen gegen das Heimtückege-
setz“. Am 16. November entschied der Volksgerichts-
hof mit seinem Präsidenten Freisler als Vorsitzenden 
der Kammer: „Als Zersetzungspropagandist unserer 
Kriegsfeinde ist er für immer ehrlos. Er wird mit dem 
Tode bestraft.“ Karl Lühr wurde am 20.12.1943 um 
15.00 Uhr im Zuchthaus Brandenburg (Havel) hinge-
richtet. 34

Zu dieser Häft-
lingsgruppe ge-
hörten in den 
ersten Jahren ab 
1933 zahlreiche 
Personen des 
antifaschisti-
schen Wider-
standes, die zu-
nächst von der 
Gestapo ver-
folgt und deren 
Verfahren an-
schließend an 
die Justiz abge-
geben wurde, 
wo sie z. B. we-
gen Hoch- oder 

Landesverrats verurteilt wurden  30. Sehr ausführlich 
wird dieses Prozedere am Beispiel der Inhaftierung ei-
nes NS-Widerständlers geschildert in der Schrift über -
Hermann Reinmuth 31, der zudem nach Gefangennah-
me und Voruntersuchung durch die Gestapo, Übergabe 
an die Justiz und Verurteilung durch den Volksgerichts-
hof nach Verbüßung einer langjährigen Strafe anschlie-
ßend ein zweites Mal in den Machtbereich der Ge-
stapo geriet und im KZ-Sachsenhausen starb. 

Auch das Ehepaar Hermine und Dr. Rudolf Becker aus 
Uelzen wurde im Januar 1944 und ein weiteres Mal 
im Januar1945 zunächst als Schutzhaftgefangene der 
Gestapo behandelt, bevor sie an die Justiz übergeben 
und vom Lüneburger Gericht wegen ihres NS-wider-
ständigen Verhaltens abgeurteilt wurden und jeweils 
eine Gefängnisstrafe antreten mussten. 32

Ähnlich erging es dem Uelzener Kommunisten Josef 
Wagner, der sowohl vor seiner Justizhaft als auch im 
Anschluss daran Häftling der Gestapo war. Zunächst 
konnte er sich im Mai 1933 noch einer Verhaftung 
entziehen, indem er floh. Am 23.06.1933 wurde er 
aber in Breslau wieder aufgegriffen und nach Lüne-
burg verbracht. Hier musste er vom 24.6. bis 
29.11.1933 im Landgerichtsgefängnis einsitzen. An-
schließend ging er „auf Transport“ nach Berlin (der 
genaue Gefängnisort ist nicht bekannt); wahrschein-
lich sollte er dort von einem Gericht abgeurteilt wer-
den. Im August 1939 wurde er noch einmal in Lüne-
burg interniert als Justizhäftling und sollte am 
örtlichen Gericht verurteilt werden. Zwar wurde er 
bei diesem Prozess freigesprochen, aber dann der 
Gestapo „überstellt“ und am 11.10.1939 von dieser 
in das KZ-Sachsenhausen deportiert, 1942 von dort 
aus in das KZ-Buchenwald. 33

Auch Karl Lühr, Bürgermeister aus Woltersdorf im 
Wendland, wurde zunächst als Schutzhäftling gefan-

Hermann Reinmuth, 
Mitte der 20-er Jahre

Alwine und Karl 
Lühr bei ihrer 
Hochzeit 1921.

Todesurteil …
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Konkurrenzbeziehungen Justiz - Gestapo

Mit Einsetzen des NS-Ausländer-Arbeitsprogramms und 
der massiven Deportation von Zwangsarbeitenden aus 
Polen und der Sowjetunion nach Deutschland entwickel-
te sich zunächst für die Verfolgung dieses Personenkreises 
eine konkurrierende Zuständigkeit von Polizei und Justiz: 
Zwar war die Verfolgungskompetenz der (Geheim-)Polizei 
eindeutig und durch Polizeierlasse geregelt bei Arbeits-
vertragsbruch, Disziplinlosigkeit, etc., aber Überschnei-
dungen gab es sowohl bei „kriminellen“ Taten (Diebstahl, 
etc.), d.h. straftatbestandlichen Verhaltensweisen, als 
auch bei den „Polendelikten“, da die Polenstrafrechts-Ver-
ordnung (die zunächst lediglich für die Polen auf ihrem 
okkupierten Staatsgebiet galt) auch für Taten von Polen 
und Sowjetbürgern (auf diese wurde die Polenstraf-
rechts-VO übertragen) dann auch im Altreich galt. Wegen 
dieser doppelten Zuständigkeitslage gab es auch in Lüne-
burg eine Reihe von Konflikten zwischen Gestapo und 
Justiz, die jeweils die Gestapo für sich entschied.

Eine endgültige Regelung dieser Frage wurde nicht im 
Justizministerium, sondern im Reichssicherheits-Haupt- 
amt (RSHA) getroffen mit einem Geheimerlass vom 
30.6.1943 in dem es hieß, „…,daß die Kriminalität unter 
den polnischen und sowjetrussischen Zivilarbeitern 
grundsätzlich durch die Polizei bekämpft wird und daß 
ein gerichtliches Strafverfahren nur dann stattfindet, 
wenn die Polizei (es) wünscht.“ Sämtliche bei den Orts-, 
Kreis- und Kriminalpolizeibehörden anfallenden Strafsa-
chen seien, soweit sie nicht dort durch Strafverfügung 
erledigt würden, der zuständigen Staatspolizei(leit)stelle 
„zur weiteren Veranlassung zuzuleiten“. Diese habe alle 
Strafsachen „mit staatspolizeilichen Zwangsmitteln, er-
forderlichenfalls durch Beantragung einer Sonderbe-
handlung beim RSHA“ zu erledigen. Der Justiz wurde 
nunmehr eine Art Auftragsarbeit zugewiesen, nämlich 
jene „Fälle … (zu bearbeiten) in denen aus stimmungspo-
litischen Gründen eine juristische Aburteilung wün-
schenswert erscheint, und (in bestimmten Fällen) durch 
vorherige Fühlungsname sichergestellt ist, daß das Ge-
richt die Todesstrafe verhängen wird.“ In einem Erlass des 
Justizministers wurden diese Regelungen zwei Monate 
später, am 27.8.1943, bestätigt. 37

Die Straffestsetzung für einen einmaligen Verstoß gegen 
die Kennzeichnungspflicht (sichtbares Tragen des „P-Auf-
nähers“ der polnischen Zwangsarbeiter) überließ im Sep-
tember 1940 die Gestapo etwa im Falle Kaszemiers Ko-
lane und Anna Szezwrekowska, die in Horburg/Barum 
Zwangsarbeit leisten mussten, ohne diesen Aufnäher 
angetroffen und deshalb angezeigt wurden, dem Lüne-
burger Gericht.38 Hingegen beließ sie in mehreren tau-
send Verfahren gegen osteuropäische Zwangsarbei-
ter/-innen die weitere Strafverfolgung im eigenen Kom-
petenzbereich. 

Zwar ist eine überaus positive Bewertung der Tä-
tigkeit der örtlichen Justiz durch die Lüneburger 
Gestapo dokumentiert (bereits am 1.6.1934 etwa 
in einem lobenden Schreiben der Staatspolizeistel-
le: „Meine wiederholten Klagen über eine viel zu 
lange und daher für die politischen Zwecke nutzlo-
se Strafgerichtsbarkeit finden erfreulicher Weise 
auf Staatsanwaltschaft und Landgericht Lüneburg 
keine Anwendung.“39, aber dennoch entzündeten 
sich diese Kompetenzstreitigkeiten zwischen bei-
den Behörden in Fragen der Behandlung osteuro-
päischer Zwangsarbeiter. Das wird im Verfahren 
gegen den polnischen Zwangsarbeiter Stanislaus 
Pawlieki deutlich,  der zunächst als Gestapo-Schutz-
häftling im Landgerichtsgefängnis einsitzen muss-
te, dann aber nach einem Ersuchen des Sonderge-
richts in Kalisch auf Vollstreckung eines Haftbefehls 
vom 12.2.1942 in den Status des Justizhäftlings 
überging (ab 18.2.1942), was sich die Gestapo 
nicht bieten ließ. Der Generalstaatsanwalt Schnoe-
ring in Celle berichtete über diesen Fall am 
31.5.1942 in einem Schreiben an den Reichsminis-
ter der Justiz, dass der Lüneburger Gestapo-Chef 
Wilhelm Westermann deshalb bei Gerichtsasses-
sor Godbersen heftig telefonisch interveniert habe: 
Westermann „... machte ihm (Godbersen, d. V.) in 
erregter und unfreundlicher Weise Vorwürfe über 
die von ihm vorgenommenen Maßnahmen. Im 
Verlaufe des Ferngesprächs fiel seitens des Leiters 
der Staatspolizeistelle die Äußerung, es würde ihm 
leid tun, wenn er an den Reichsführer SS wegen 
der Angelegenheit berichten müßte, weil es dann 
sein könnte, daß der Verantwortliche in das Kon-
zentrationslager käme.“ 40

Das Ergebnis dieses Konflikts stärkte die Kompe-
tenzen der Gestapo und führte zur Erweiterung 
ihres Befugnisbereichs. Der polnische Bürger Sta-
nislaus Pawlieki wurde wieder als Schutzhäftling an 
die Gestapo Lüneburg „zurücküberwiesen“ und 
schließlich am 21.8.1942 in das KZ Neuengamme 
deportiert. 41

„Unter dem Gedanken der Befreiung des deut-
schen Volkskörpers von Polen, Russen, Juden 
und Zigeunern … beabsichtige ich, die Strafver-
folgung gegen Polen, Russen, Juden und Zigeun-
ern dem Reichsführer SS zu überlassen. Ich gehe 
hierbei davon aus, dass die Justiz nur in kleinem 
Umfang dazu beitragen kann, Angehörige dieses 
Volkstums auszurotten.“ (Schreiben Reichjustiz-
minister O. Thierack an Reichsleiter M. Bormann, 
13.10.1942)

Die Behörden 
liefern der Ge-
stapo die Häftlin-
ge zu.
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Zum Aufgreifen der „Täter/-innen“

Nur in Ausnahmefällen stießen die Mitarbeiter der 
Lüneburger Gestapo selber auf Personen, denen sie 
ein verfolgungswürdiges Verhalten unterstellen konn-
te. Dieses geschah etwa bei „verschärften Verneh-
mungen“ von Tatverdächtigen, wenn diese der Tortur 
nicht standhalten konnten und Namen von „Mittä-
tern/-innen“ preisgaben. In der Regel wurde diese 
Dienststelle „auf dem Dienstwege“ informiert von den 
(Ober)Bürgermeistern und Landräten (Ortspolizei und 
Gendarmerie), von den 
Stadt- und Kreisverwal-
tungen, den Firmen, der 
Deutschen Arbeits-
front, den Kreisbauern-
schaften, dem Arbeits-
amt und weiterer 
Behörden. Schon die 
Besetzungsstärke dieser 
Behörde mit insgesamt 
40 – 50 Mitarbeitern 
für den gesamten da-
maligen Bezirk Lüne-
burg weist darauf hin, 
dass das systematische 
Überwachungs- und 
Verfolgungssystem aus-
schließlich durch die 
Zuarbeit der diversen 
Instanzen funktionieren 
konnte. 

Der Weg eines Häftlings 
in das Landgerichtge-
fängnis begann deshalb 
in der Regel nicht durch 
die geheimdienstliche 
Bewachung dieser Per-
son und das Aufspüren 
einer unangepassten 
Tat durch die Gestapo 
selber, sondern durch 
Vernehmungen, Fest-
setzungen und „Über-
stellung des Vorgangs“ 
von anderer Seite an 
diese Behörde, wie 
auch die hier vorgestell-
ten Dokumente zeigen. 
Ein System von Ge-
stapo-Außenstellen/
Außenposten in den 
Landkreisen des Bezirks 
sorgte für eine zügige 
Erreichbarkeit dieser 

Polizeibehörde. Der überwiegende Teil der Lünebur-
ger Gestapo-Häftlinge wurde in den Landkreisen ge-
fangen genommen und direkt nach Lüneburg trans-
portiert oder zunächst von der Ortspolizei oder den 
Außenstellen der Lüneburger Gestapo in den dortigen 
Amtsgerichtsgefängnissen inhaftiert und anschließend 
nach Lüneburg in das Landgerichtsgefängnis ver-
bracht.
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musste, schrieb am 26.9.1943 einen langen Brief an 
seine Angehörigen. Dieser wurde aber nicht abge-
sandt. Er befindet sich heute in den Überlieferungen 
im Hauptstaatsarchiv in Hannover. Jan Muszynski 
wurde nach einer Haftzeit von elf Monaten am 
10.3.1944 an das KZ-Neuengamme „überstellt“. 

Jan Chodakowski musste in Polau (Kreis Uelzen) 
zwangsarbeiten und wurde am 24.1.1942 in das Lüne-
burger Gefängnis verbracht. Auch er erhielt keinen 
Antwortbrief von seinen Eltern. Verzweifelt schrieb er 
mehrere Briefe: „… Meine lieben Eltern, ich habe 
euch vor einiger Zeit geschrieben, schon vor einem 
Monat, und ich habe bisher noch keine Antwort er-
halten. Also, deshalb weiß ich nicht, ob da was bei 
euch passiert ist oder ob ihr nicht mehr an dem alten 
Wohnort seid oder ob ihr böse auf mich seid oder ob 
ihr überhaupt nicht wollt. … Mit diesen Worten been-

de ich meinen 
Brief und warte 
mit Ungeduld 
auf eure Ant-
wort und hoffe, 
dass ich in Kür-
ze einen Brief 
von euch erhal-
te. Ich … grüße 
euch alle noch 
mal ganz lieb 

und herzlich. Ich bleibe euer treuer Sohn. Bis zu einem 
glücklichen Wiedersehen! Janek.“(Schreiben v. 
14.6.1942)

In Wirklichkeit erreichten seine Schreiben nie ihr Ziel, 
sondern verblieben unabgesandt in den Akten der 
Gestapo. Nach einer Schutzhaft von sieben Monaten 
wurde er 14.8.1942 in das KZ-Sachsenhausen ver-
bracht. Ob Jan Chodakowski  diese KZ-Haft überlebt 
hat, ist nicht bekannt. 45

Es lässt sich leicht vorstellen, welche Zustände im Ge-
fängnis geherrscht haben müssen, wenn man die 
Überbelegung der Haftanstalt, die daraus resultieren-

de Enge und die Umstände ihrer Haft für die Gefange-
nen berücksichtigt. Auch die Verpflegung war nicht 
ausreichend und Versuche, von der „Außenarbeit“ 
Lebensmittel in die Haftanstalt zu schmuggeln, wur-
den hart bestraft, wie aus Zeitzeugenberichten her-
vorgeht. Stanislaw Kowalski, ein 21-jähriger junger 
Pole, der nach seiner Lüneburger Haft im April und 
Mai 1944 in das KZ-Neuengamme verbracht wurde 
und überleben konnte, berichtet:
 
 „… Dann hat man mich nach Lüneburg ins Gefängnis 
transportiert….Als ich in Lüneburg saß, musste ich in 
einer Kalkdüngerfabrik arbeiten, 12 Stunden täglich…
Bei der Rückkehr ins Gefängnis wurde kontrolliert, ob 
man Zigaretten oder etwas zu Essen bei sich hatte. Ich 
erinnere mich, dass ein Pole zwei Kartoffeln in der 
Tasche hatte. Der Pole bekam 20 Schläge auf den Kör-
per, alle anderen mussten zugucken. Er bekam kein 
Abendessen und kein Frühstück und musste so (am 
nächsten Tag) zur Arbeit gehen…“ 46

Über die hygienischen Zustände in den überbelegten 
Zellen berichtete die junge Polin Wieslawa Frej. Sie 
war 15 Jahre alt, als sie beim Obstanbau in Stelle 
zwangsarbeiten musste. Nachdem sie lange Zeit nicht 
nur an allen Werktagen, sondern auch an den Samsta-
gen und Sonntagen ohne Unterbrechung arbeiten 
musste, zeigte sie Anfang 1945 ein widerständiges 
Verhalten. Sie weigerte sich, weiterhin auch am Sonn-
tag zu arbeiten. Daraufhin „… wurde (ich) durch einen 
Gendarmen nach Lüneburg gebracht. Dort wurde ich 
in einer Zelle mit mehreren Personen eingeschlossen, 
ohne jedes hygienische Mittel. In der Zelle war ein 
Kübel für alle.“ 47 Am 24. Februar 1945 wurde sie vom 
Gefängnis in das Arbeitserziehungslager Unterlüß ver-
bracht. Dort verliert sich ihre Spur.
 
Deutlich werden die unzureichenden hygienischen 
Verhältnisse auch an der Behandlung der Frauen, die 
als Häftlinge zur Zwangsarbeit im Außenbereich in das 
Lager der Waaren-Commissionsgesellschaft (Werk 
Dragahn) geschickt wurden (s. S. 28), wie aus einem 
Schreiben des Gefängnis-Vorstandes an den Direktor 
der Firma, Dr. Heise, vom 1.4.1943 deutlich wird: „Die 
Mitgabe einer Wechselunterhose wurde abge-
lehnt...“.48

Auch die Bekleidung dieser Häftlinge war völlig unzu-
reichend, vor allem in der Winterzeit. Nachdem be-
reits im Winter 1940/41 wegen des Mangels an Heiz-
material Gefangene anderer Gerichtsgefängnisse nach 
Lüneburg verlegt wurden, um das dortige Gefängnis 
aus diesem Grunde zu schließen, wie z. B. jenes in 
Lüchow, trat diese Situation auch in Lüneburg ein: Im 
Winter 1944/45 (evtl. auch im Winter zuvor) wurde 

„Überstellung“ 
des Häftlings Jan 
Chodakowski in 
das KZ Sachsen-
hausen.
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Fluchtversuche der Gestapo-Häftlinge

An eine Flucht aus dem Gerichtsgefängnis war natür-
lich für die Gefangenen nicht zu denken, dazu waren 
die Mauern zu hoch und war die Bewachung zu lü-
ckenlos. Hier kam niemand unentdeckt heraus.

Anders war die Situation bei der „Außenarbeit“ in den 
Außenkommandos, zu der die Gefangenen vermehrt 
eingeteilt wurden, nachdem der Gefängnisvorstand 
gehalten war, „für eine volle Auslastung der Gefäng-
nisarbeitskräfte … zu sorgen, Einhaltung des Pflichtar-
beitsmaßes etc…“, wie der ehemalige Gefängnisbe-
amte G. Bauer in einer Schrift über die Geschichte der 
Lüneburger Haftanstalten berichtet: Bereits für das 
Jahr 1938 sind zahlreiche Außenarbeitseinsätze bei 
der Stadtverwaltung und bei verschiedenen Firmen 
(u.a. der Gärtnerei H. Wrede und der Lüneburger 
Düngekalkwerke Pieper und Blunck) überliefert. „Im 
Kriege wurden vermehrt Gefangene außerhalb der 
Anstalt als Arbeitskommandos bei Firmen oder Behör-
denstellen eingesetzt … Die Arbeitsaufseher wurden 
von der Firmenleitung oder Behörde … bestimmt … 
Je nach Stärke des Gefangenen-Kommandos erfolgte 
die Bewaffnung mit einem Karabiner oder einer Pisto-
le. Bekleidung: Dienstmütze und Koppel. Vor Aufnah-
me der Arbeit wurden die Waffen, einschließlich Mu-
nition, an die Arbeitsaufseher ausgegeben …“ 51

Insgesamt konnten sieben Fluchtversuche von Häft-
lingen bei ihrer Tätigkeit in diesen Außenkommandos 
nachgewiesen werden, darunter jene der Gestapo- 
Häftlinge Victor Grioda und Czeslaw Glinkowski:

Der polnische Staatsbürger Victor Grioda, der beim 
Bauern Meier in Beutzen Zwangsarbeit leisten muss-
te, wurde am 5. September 1944 vom Gendarmen 
Lacher aus Dahlenburg als Gestapo-Häftling in das 
Gefängnis eingeliefert und hier noch am selben Tag 
zur „Außenarbeit“ eingeteilt. Er musste tagsüber ge-
meinsam mit weiteren Gestapo-Häftlingen bei der 
Firma Brüning & Sohn (IBUS) in der Goseburg arbei-
ten. Am 6. Oktober gelang ihm von dort die Flucht. 
An diesem Tag beaufsichtigte der dortige Arbeitsauf-
seher Johann Michaelis vier Häftlinge, die die Drecks-
arbeit machen mussten, nämlich die Dämpfgruben 
säubern. Da es wegen eines Fliegeralarms erst zu einer 
verspäteten Mittagspause kommen konnte und er in 
dem Durcheinander einen Augenblick nicht beauf-
sichtigt wurde, ließ Victor Grioda sein Arbeitsgerät 
einfach stehen und liegen und floh von seiner Arbeits-
stelle. Sofort suchten der Platzmeister der Firma und 
weitere Werksangestellte das Betriebsgelände ab. 
Auch Mitarbeiter umliegender Firmen, die sogleich 
von der Werksleitung verständigt wurden, beteiligten 
sich an der Fahndung und suchten nach dem Entwi-
chenen, doch ohne Erfolg. Anscheinend hatte sich der 

Gestapo-Häftling zunächst noch auf dem Werksge-
lände versteckt gehalten und nach Einbruch der Dun-
kelheit die Fabrik verlassen. Victor Grioda konnte 
entkommen. Nach einer entsprechenden Meldung 
beim Landgerichtsgefängnis teilte Oberstaatsanwalt 
Kliesch (als Vorstand des Gefängnisses) diesen Sach-
verhalt dem Generalstaatsanwalt und der Gestapo 
mit.

Leider konnte sich Victor Grioda nur wenige Tage 
durchschlagen und er kam auch nicht sehr weit. Wo-
hin und an wen hätte er sich auch wenden sollen, zu-
mal mit seiner auffälligen, äußerst schmutzigen Be-
kleidung, ohne Nahrung und Transportmittel?

Am Nachmittag des 9. Oktober wurde er schließlich 
von „aufmerksamen Volksgenossen“ in Oedeme ent-
deckt und vom Gendarmerie-Meister Thiemfal um 
17:45 Uhr wieder in das Gefängnis eingeliefert. Ober-
staatsanwalt Kliesch meldete am nächsten Tag in sei-
nem Bericht an die Generalstaatsanwaltschaft in Cel-
le: „Wegen des Entweichens habe ich Grioda im 
Einvernehmen mit der Staatspolizei-Außendienststel-
le Lüneburg mit einer Woche strengen Arrest be-
straft.“ Gefängnis-Hauptwachtmeister Rinne bestä-
tigte eine Woche später: „Die Strafe ist vom 10.10. bis 
17.10.44 … vollstreckt worden.“ Kurze Zeit danach 
wurde Victor Grioda von der Ortspolizei im Auftrage 
der Gestapo in das KZ-Neuengamme verbracht. Sein 
weiterer Lebens- oder Sterbeweg ist nicht bekannt. 52

 
Der Zwangsarbeiter Czeslaw Glinkowski musste beim 
Bauern Albert Gerhus in Buendorf arbeiten. Ein Ver-
wandter von ihm, wahrscheinlich war es sein Vater, 
arbeitete ebenfalls in Buendorf, beim Bauern Ewald 
Jakobs. Czeslaw war gerade einmal 16 Jahre alt, als er 
am 3. Dezember 1943 von seiner Arbeitsstelle abge-
holt und vom Gendarmen Beckmann aus Dahlenburg 
als Gestapo-Häftling in das Lüneburger  Gefängnis 
eingeliefert wurde. Hier wurde er zur „Außenarbeit“ 
eingeteilt und tagsüber an die Stadt Lüneburg ausge-
liehen, die ihn für Gartenarbeiten im Kurpark einsetz-
te. Am 22. Dezember musste er (wie ebenfalls acht 
weitere Schutzhäftlinge) unter Kontrolle des Arbeits-
aufsehers Ewald Thielke dort Verschönerungsarbeiten 
für die arischen Kurgäste durchführen. Kurz nach 8:00 
Uhr in der Frühe ging Glinkowski mit Genehmigung 
des Aufsehers etwas abseits in das Tannenhölzchen, 
um seine Notdurft zu verrichten. Statt dieses zu tun, 
durchquerte er blitzschnell das Wäldchen und suchte 
das Weite. Arbeitsaufseher Thielke, der dieses zu spät 
bemerkte, alarmierte sofort fünf in der Nähe arbei-
tende Gartenarbeiter der Stadtverwaltung und den 
Vorarbeiter Tönnies. Thielke schrieb abschließend in 
seinem Bericht: „Die Verfolgung des Entwichenen ist 
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Es ist stark anzunehmen, dass die genannten 40 aus-
ländischen Gestapo-Häftlinge des Landgerichtsge-
fängnisses nach Dragahn überstellt wurden zur 
Schutzhaft-Zwangsarbeit bei der Rüstungsfirma (wie 
auch Zdislaw Dominiuak, s. Kasten), während die Jus-
tizhäftlinge am selben Ort dieselbe Arbeit leisten 
mussten, gefangen gehalten auf demselben Areal. 54

Für dasselbe Werk und in unmittelbarer Nähe in ei-
nem weiteren Lager waren die „normalen“ Zwangsar-
beiter/-innen untergebracht. Einer von ihnen war Z. 
Dominiuak, der im Anschluss an seine Schutzhaft 
dorthin verbracht wurde:

Zdislaw Dominiuak wurde 1940 in Lodz bei einer Raz-
zia gefangen genommen und als Zwangsarbeiter nach 
Deutschland verbracht. 1942 flüchtete er von seiner 
Arbeitsstelle nach Lodz und wurde dort wieder aufge-
griffen. „Man hat mich in Lodsz wieder aufgespürt 
und verhört durch Gestapo. Ich wurde in ein Lager in 
(Ladogoschd) in Lodsz gefangen genommen (und 
kam) mit einem Transport mit Etappen (zum) Gericht-
gefängnis Lüneburg. Das ganze hat insgesamt drei 
Wochen gedauert. Vom Gefängnis hat (man) mich 
durch die Geheime Staatspolizei nach Dannenberg 
gebracht später, wo ich gearbeitet habe. Ich habe …
gearbeitet im Forst Dragahn ... Im Forst Dragahn wa-
ren die Verhältnisse nicht gut. So waren wir in einem 
Arbeitslager. Man durfte sich nicht wegbewegen, man 
musste Überstunden entrichten, es herrschte die Poli-
zeistunde. Die Arbeit dauerte ca. zehn Stunden am 
Tag.

Im Forst Dragahn war die Verpfle-
gung sehr schlecht. Wir wohnten in 
Baracken. Für die wöchentliche 
Verpflegung standen mir zur Verfü-
gung 5-7 Mark, also 1/2 Kg Brot, 
1/4 kg Margarine, 0,2 kg Marmela-
de, nur 2 x Zucker. Es gab Ka-
ro-Kaffee morgens und abends. 
Für das Mittagessen gab es eine 
einfache Gemüsesuppe. … Die 
ärztliche Versorgung war fast gar 
nicht vorhanden. Was die Kleidung 
anging... Es gab für die Füße aber 
nur ein paar Holzschuhe, 2 Paar 
Socken und ein Hemd für ein gan-
zes Jahr.

Es gab keinen Urlaub. Es gab die Polizeistunde: Som-
mer: 21:00 Uhr, Winter: 20:00 Uhr. Briefe wurden 
zensiert ...
 
Die Arbeitsumstände waren eben schlecht ... Ich bin 
nach Deutschland zur Zwangsarbeit (verschleppt) 
worden mit nur 16 Jahren.“55

Auch zur Sprengstoff- und Dynamitfabrik in Dömitz 
(„Gesellschaft m.b.H. zur Verwertung chemischer Er-
zeugnisse“) wurden Lüneburger Häftlinge zum Ar-
beitseinsatz verbracht. Auch hier wurde, ähnlich wie 
in Dragahn, zwischen dem Vorstand des Landge-
richtsgefängnisses und der Firma am 26.10.1943 ver-
einbart: „§ 1: Das Landgerichtsgefängnis in Lüneburg 
stellt der Munitionsanstalt in Dömitz … weibliche 
Strafgefangene für die Munitionsherstellung zur Ver-
fügung.“
 
Diese Justiz-Häftlinge, ausschließlich deutsche Frau-
en, waren, im Unterschied zu jenen in Dragahn, zu 
längeren Haftstrafen verurteilt, auch von Sonderge-
richten.
 
Neben den Justizhäftlingen wurden aber auch Ge-
stapo-Schutzhäftlinge vom Landgerichtsgefängnis an 
diese Fabrik in Dömitz „geliefert“, wie die drei Frauen 
osteuropäischer Herkunft: Wera Newodnitscha und 
Nadescha Powstjan am 13.4.1944, Ruth Pinkwart am 
2.12.1944. Über ihren weiteren Lebensweg konnte 
nichts in Erfahrung gebracht werden. 56 

Lüneburger Gefangene arbeiten in 
„Außenarbeitskommandos“ in der 
Munitionsanstalten Dragahn und 
Dömitz.
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Als „Bummelei, Arbeitsniederlegung und Arbeitsver-
tragsbruch“ wurde von der Gestapo gewertet, was als 
individuelles Verhalten zwischen „unberechtigtem 
Meckern“, „Disziplinlosigkeit am Arbeitsplatz“ und 
„unberechtigtem Entfernen vom Arbeitsplatz“ lag und 
über das monatlich von der Lüneburger Gestapo dem 
Reichssicherheits-Hauptamt (RSHA) Bericht erstattet 
wurde. Diese u. ä. Vergehen wurden ab 1940 „aus-
schließlich durch staatspolizeiliche Maßnahmen – Ein-
weisung in ein Arbeitserziehungslager bezw. Konzent-
rationslager – abgestraft“ , wie die Gestapo den 
Landräten und Bürgermeistern des Bezirks mitteilte. 58

Die Arbeitserziehungslager (AEL), die nicht wie die 
Konzentrationslager der SS unterstanden, wurden von 
der Gestapo errichtet und beaufsichtigt und dienten 
dem folgenden Zweck: „Sie stellten ein zusätzliches Un- 
terdrückungsinstrument dar, eröffneten zusätzlichen 
Haftraum und im Regelfall kehrten die Insassen … zu 
ihren alten Arbeitgebern zurück und boten dort durch 
ihren schlechten Gesundheitszustand ein abschre-
ckendes Beispiel für ihre Kollegen.“59 Zusätzlich stellten 
sie für bestimmte Unternehmen eine weitere Einnah-
mequelle dar. Die Unternehmen der jeweiligen Region 
liehen sich diese Häftlinge zu einem günstigen Preis bei 
der Gestapo aus und ließen sie Schwerstarbeit in ihren 
Firmen verrichten. Nach einer Rentabilitätsberech-
nung der Gestapo für das AEL in Linz-Schörgenhub  
„vermietete (die Gestapo diese) Häftlinge für Arbeiten 
an die Reichsbahn – pro Mann und Tag um sechs 
Reichsmark, bei eigenen Unkosten von 50 Pfennig.“ 60

„Die Lebens- und Arbeitsbedingungen in den meisten 
AEL … glichen sich denen der deutschen KZ an. Der 
entscheidende Unterschied war jedoch nach wie vor 
die meist auf acht Wochen beschränkte Haftdauer. 
Danach kamen die sichtlich erschöpften, ausgemer-
gelten, oft auch misshandelten Häftlinge an ihre vori-
gen Arbeitsstätten zurück. Insbesondere ab 1942, als 
immer mehr … „Ostarbeiter“ eingewiesen wurden, 
entwickelten sich viele AEL zu Todeslagern. Hunger 
und Fleckfieber ließen die Sterblichkeit stark anstei-
gen. Wie in den KZ erhielten Wachleute, die einen 
Häftling „auf der Flucht“ erschossen, eine Kopfprämie 
und Sonderurlaub.“ 61

Ernst Kaltenbrunner, Leiter des RSHA, betonte im Mai 
1944, „dass die Arbeitserziehungslager der Sicher-
heitspolizei alles andere als ein Erholungsaufenthalt 
sind. Die Arbeitsbedingungen und Lebensverhältnisse 
für die Insassen sind im allgemeinen härter als in ei-
nem Konzentrationslager. Dies ist notwendig, um den 
gewünschten Zweck zu erreichen und möglich, da die 
Unterbringung der einzelnen Schutzhäftlinge im allge-
meinen nur einige Wochen, höchstens wenige Mona-
te dauert.“ 62

„Überstellung“ der Gestapo- Häftlinge in ein Arbeitserziehungslager (AEL)

Da die Gestapostelle Lüneburg zunächst über kein 
„eigenes“ AEL verfügte, lieferte hier „der Leiter der 
Gestapostelle … (die Häftlinge zur Züchtigung) für 21 
bzw. 56 Tage“ 63 in die Arbeitserziehungslager der 
Leitstelle Hamburg (AEL Wilhelmsburg), der Leitstelle 
Braunschweig (AEL Salzgitter-Watenstedt) und der 
Leitstelle Hannover (AEL Bomlitz; Firma Eibia/Wolff & 
Co.) ein, wie den Gefangenenbüchern des Lüneburger 
Gerichtsgefängnisses zu entnehmen ist.

Personalbogen von Josef Staschell: 
„Transport AEL Harburg-Wilhelmsburg“ (s. S. 33)
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Stanislaus Owcarz, ein 22-jähriger junger Mann aus 
Polen (Owcarz), wurde am 8.12.1944 im Lüneburger 
Landgerichtsgefängnis als Schutzhäftling inhaftiert 
(Gestapo-Nr. II E 6170/44), am 8.12.1944 im AEL ein-
geliefert und starb dort am 30.1.1945. 

Josef Staschell, geboren am 29.9.1918 in Nowa Best-
re/Nowetark (Polen), wurde am 16.11.1944 in Schutz-
haft genommen und am 15.12.1944 nach Wilhelms-
burg „überstellt“. Dort starb er am 10.3.1945.

Bertold Brenneisen, wurde am 30.6.1899 in Hamburg 
geboren, am 14.2.1942 in Lüneburg in Schutzhaft ge-
nommen und am 21.2.1942 in das Polizeigefängnis 
nach Hannover verbracht. Sein weiterer Werdegang, 
der ihn schließlich in das AEL Wilhelmsburg führte, ist 
nicht bekannt. Er starb dort am 16.1.1945

Von den 181 „Lüneburger AEL-Häftlingen“ sind ledig-
lich die hier genannten und die in den Gefangenenbü-
chern ausgewiesenen Daten bekannt. Martin Reiter 
hat über einen dieser Häftlinge, Kurt Gossmann, wei-
tere Hinweise gefunden:

„Der gelernte Dreher Kurt Gossmann wurde am 
1.5.1922 im hessischen Herborn als Bürger des Deut-
schen Reichs geboren. … In den Unterlagen der Ge-
stapo Frankfurt ist für den 3.8.1943 vermerkt, dass 
der ledige Gossmann „wegen eigenmächtigen Verlas-
sens des Arbeitsplatzes auf Veranlassung der Stapo-
leitstelle Hamburg festgenommen und nach Hamburg 
verschubt“ worden sei. Zu welchem Zeitpunkt er dort 
in das AEL kam, ist nicht belegt. Dass er dort einge-
wiesen wurde, ist aber offensichtlich, denn am 
29.9.1943 floh er bei einem Arbeitseinsatz in einem 
Außenkommando des AELs. … Bekannt ist, dass er 
sich in Richtung Südosten bewegte, wo für den 
4.10.1943 seine Inhaftierung im Gerichtsgefängnis 
Lüneburg belegt ist. Demnach muss er in den Tagen 
zuvor verhaftet und der Gestapo übergeben worden 
sein, denn als einweisende Stelle wird im Gewahr-
samsbuch des Gerichtsgefängnisses die Abteilung II E 

der Gestapo angegeben, die unter anderem auch Ar-
beitsvernachlässigung und Betriebssabotage verfolg-
te. Es war vorgesehen, Kurt Gossmann von Lüneburg 
am 8.10.1944 in das Polizeigefängnis Harburg zu 
überstellen. … Vermutlich wurde er jedoch wieder in 
das AEL gebracht. Der genaue Verlauf bleibt unklar, 
seine Festnahme nach der Flucht wurde auch erst 
Ende Oktober 1943 bei der Schutzpolizei bekannt 
gegeben, allerdings ohne dabei das Datum der Fest-
nahme zu melden. Dass er wieder ins AEL Wilhelms-

burg gebracht wurde ist dagegen 
belegbar, denn am 30.11.1943 
gelingt ihm erneut die Flucht aus 
einem dortigen Außenkomman-
do. Auffällig ist dabei, dass er 
trotz seines zuvor erfolgten 
Fluchtversuches erneut mit zivi-
ler Arbeitskleidung in einem Au-
ßenkommando in Hamburg ein-
gesetzt wurde. Sein zweiter 
Fluchtversuch brachte ihn auf 
unbekanntem Weg weiter Rich-
tung Osten. In einem Rund-
schreiben vom 18. Dezember 
1943 wird er von der Staatspoli-

zeileitstelle Schwerin zur Festnahme ausgeschrieben. 
.. Kurt Gossmanns Festnahme muss in den vier Wo-
chen nach dem Schweriner Fahndungsversuch erfolgt 
sein, da die Staatspolizeistelle Schwerin in ihrem zwei-
ten Rundschreiben des neuen Jahres Mitte Januar 
1944 meldete, dass sich die Fahndung erledigt habe, 
ohne allerdings zu nennen, wo er gefasst wurde und 
wohin er verbracht wurde. In der Personalakte der 
Gestapo wurde von der zuständigen Staatspolizeistel-
le am 20.3.1944 eingetragen, dass Kurt Gossmann in 
Dortmund „am 3.3.1944 weg. Einbruchsdiebstählen 
während der Verdunklung“ zu vier Jahren Zuchthaus 
und vier Jahren Ehrverlust verurteilt wurde. Danach 
ist über den Verbleib von Kurt Gossmann nichts mehr 
bekannt.“ 65

Michail Dmitriewitsch Belyi aus der Ukraine wurde als 
16-jähriger Junge nach Uelzen zur Zwangsarbeit in die 
dortigen Zuckerfabrik verschleppt und musste ab Ja-
nuar 1943 in der Lüneburger Saline (Direktor: Kurt 
Höbold) arbeiten und in einem Barackenlager auf den 
Sülzwiesen unterkommen. Hier wurde er verhaftet 
und in das AEL Harburg-Wilhelmsburg verbracht. Im 
März 2003 besuchte er im Rahmen eines Besuchspro-
gramms für ehemalige Zwangsarbeiter/-innen des 
Freundeskreises KZ-Gedenkstätte Neuengamme die 
Stadt Hamburg, hielt sich dabei auch einen Tag in Lü-
neburg auf und konnte von d. V. befragt werden:

„Im Herbst 1943 habe ich in einer Lüneburger Salzfa-
brik gearbeitet. Ich habe dort das Gelände gereinigt 





35

stapo-Reg.-Nr. II Ost 4024/43) und im Februar/März 
1944 Maria Rak aus Kiew, die zuvor im Lüneburger 
Gefängnis ihren 20. Geburtstag verbringen musste, 
Milja Harmasch, 21 Jahre alt aus Kochnowka (Sowjet-
union) und Anna Bogajewskaja. 

Weitere 22 Personen, dabei 18 zum Teil sehr junge 
Frauen (erst 17 Jahre alt), und vier Männer, überwie-
gend aus dem osteuropäischen Raum, aber auch aus 
Frankreich, verließen ab August 1942 das Lüneburger 
Gefängnis mit dem Ziel „Poliz.gef. Braunschweig“ 
(Eintrag Gefangenenbuch). Es muss angenommen 
werden, dass auch sie von dort aus ebenfalls in das 
AEL Watenstedt/Hallendorf verbracht wurden. Zu ih-
nen gehörten auch drei deutsche Frauen. Eine weitere 
Deutsche wurde nach Verbüßung ihrer Haftstrafe von 
einem Jahr und drei Monaten, die sie überwiegend im 
Lüneburger Gefängnis verbringen musste, nach Wa-
tenstedt „überstellt“.

AEL-Watenstedt, Lager 21, Rekonstruktion 

Über das AEL Unterlüß liegen bislang noch keine 
schriftlichen Forschungsergebnisse vor. Von Peter 
Heine, einem Lokalhistoriker am Ort, stammen die 
folgenden Hinweise und Interviewaussagen von italie-
nischen Häftlingen, die einen Eindruck über das Leben 
in diesem Lagervermitteln67:

„Hinter unserem Lager (Zwangsarbeiter-Männerla-
ger 3, Tielemannsort) haben sie hinter dem Zaun ein 
längliches Gebäude errichtet, das sollte das Straflager 
sein. Es wurde dann von Wächtern (angeblich Ukrai-
nern) bewacht. Wenn jemand sich etwas hat zuschul-
den kommen lassen, ist er dort eingesperrt worden. 
Manche Gefangene haben dort keine 56 Tage über-
lebt…

Beschönigend wurde das Lager Unterlüß … Umer-
ziehungslager genannt; aber in Wirklichkeit war es nur 
ein Ort der Bestrafung, welchen die Gefangenen, wenn 
sie ihn jemals verließen, dann im Zustand der lebens-

länglichen Arbeitsunfähigkeit.
Das Lager, angelegt in einer 

feuchten und waldigen Gegend, 
bestand aus einer einzigen großen 
Baracke, unterteilt in zwei Bereiche, 
einen für die Männer und einen für 
die Frauen. Im Verlauf der Zeit stieg 
die Zahl der Internierten, aber die 
Zahl der Bettstellen (bzw. der Ge-
rüste), blieb immer gleich. Wer 
schlafen wollte, musste sich arran-
gieren, was heißen soll, dass er 
gezwungen war sich auf den paar 
Lumpen, die ihm geblieben waren 
auf der Erde hinzulegen.“ (M. Luci-
ni/G. Crescimbeni, Seicentomila 

italiani nei lager; ins Deutsche übersetzt von der Stif-
tung Niedersächsische Gedenkstätten, Celle)

Paolo Desana: „Einige der Gefangenen versuchten 
zu fliehen, aber wenn die Aufseher sie fassten, wurden 
sie umgebracht. Die deutsche Bevölkerung durfte den 
Verschleppten keinerlei Hilfestellung leisten, sonst 
wären auch sie ins Lager gekommen. Ein weiteres 
Kennzeichen unterschied uns von den übrigen „Gäs-
ten“ der Nazis: die so genannte „Straße“ wurde uns 
kreuzförmig in die Haare geschnitten …  Aber bei uns 
Italienern musste nicht einer allein für seinen Fluchtver-
such büßen: … Der Verantwortliche der Gestapo, der 
Lagerführer von Unterlüß (Hermann Kühn, d. V.) sagte, 
dass bei einem Fluchtversuch eines Einzelnen von uns 
noch zehn weitere seiner Kamerad sterben müssten.“

Forcella erinnert sich … an einen deutschen Kom-
munisten, der bis aufs Skelett abgemagert war und 
dem seine Baskenmütze durch die vielen Stockhiebe 
und das Blut auf dem Kopf festklebte.

AEL Unterlüß
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zu fegen, um dieses fremdländisches Volk rigoros zur 
Arbeit zu zwingen….“ Den direkten Kontakt zur Ge-
stapo bekräftigte er in einem Bericht  v. 18. März 
1944 an seine vorgesetzte Behörde: „Wegen der Fran-
zösinnen Enard (u.a.) ist seiner Zeit die Gestapo be-
nachrichtigt worden.“ Diese Kontakte mit der Ge-
stapo zur Bestrafung der „Arbeitsunwilligen“ 
unternahm der Leiter des Gartenamtes keineswegs 
ohne Absicherung nach oben: Im Auftrage des Ober-
bürgermeisters der Stadt Lüneburg beantwortete 
Stadtbürodirektor Karl Obermann am 15. März 1944 
eine vorherige Beschwerde Rößners mit dem eindeu-
tigen Vermerk, nämlich dass „… der Führer der Ver-
waltung bei mangelnder Arbeitsdisziplin ausländischer 
Arbeitskräfte sofort Anzeige bei der zuständigen 
Staatspolizeileitstelle zu erstatten…“ habe. 68

Werkhaus 1933 - 1944
Im „Landeswerkhaus Moringen“ wurden vor allem 

Männer interniert, die man der “Landstreicherei” und 
“Bettelei” beschuldigte sowie Frauen, denen man Pros-
titution vorwarf. Weitere Einweisungsgründe, waren die 
so genannten “Missbräuche der Armenpflege”. Auf 
dieser Grundlage wurden diejenigen Unterstützungs-
empfänger mit Arbeitshaus bestraft, die nach Ansicht 
der Behörden ihre finanzielle Notlage aus “Müßiggang” 
selbst verschuldet hatten, sich aus vermeintlicher “Ar-
beitsscheu” weigerten, eine zugewiesene Arbeit auszu-
führen, sich nicht genügend bemühten, ihrer Obdach- 
und Arbeitslosigkeit abzuhelfen oder ihre Familien 
vorsätzlich der Armenunterstützung überließen.

Männer-KZ 1933
Im April 1933 wurde in den Räumen des Landes-

werkhauses in Moringen eines der ersten Konzentrati-
onslager des NS-Staates eingerichtet. Am 11. April 1933 
traf die erste größere Gruppe von Häftlingen ein. Inhaf-
tiert waren in Moringen oppositionell und antifaschis-
tisch eingestellte Männer und einige Frauen, überwie-
gend Kommunisten, später auch Gewerkschafter und 
Sozialdemokraten. ..

Mißhandlungen der Häftlinge durch SS-Leute  wa-
ren … an der Tagesordnung. Bereits bei der Einlieferung 
wurden die Häftlinge mit Schimpfworten und Fußtritten 
empfangen. Die nach der Aufnahme sich anschließende 
Einweisung in die Zellen war meist mit einem “Spießru-
tenlauf” durch ein Spalier von SS-Leuten verbunden, die 
den Neuankömmling mit Faustschlägen, Fußtritten oder 
Gummiknüppeln misshandelten. Damit die Schreie der 
Misshandelten nicht nach außen dringen konnten, wur-
de eine eigene Prügelzelle, das sog. “Freudenzimmer”, 
eingerichtet…. Ab Oktober 1933 wurde damit begon-
nen, die männlichen Häftlinge in andere Konzentrati-
onslager zu verlegen. Ein Teil von ihnen wurde in die 
Emslandlager und ein anderer Teil Ende November in 
das KZ Oranienburg überstellt. 

Frauen-KZ 1933 – 1938
Im Juni 1933 wurde im KZ Moringen eine eigene 

“Frauenschutzhaftabteilung” eingerichtet. … Die Inhaf-
tierungsgründe lagen in der Regel in der politischen 
Betätigung der Frauen… Zu den inhaftierten ca. 1350 
Frauen aus dem gesamten Reichsgebiet zählten neben 
Angehörigen der Arbeiterbewegung u.a. auch ‚rassisch‘ 
und religiös Verfolgte (Zeuginnen Jehovas), Prostituierte 
und Remigrantinnen. Ende März 1938 wurde das Lager 
aufgelöst, und die Frauen überstellte man in das Frau-
en-KZ Lichtenburg bei Torgau. Viele von ihnen kamen 
später ins KZ Ravensbrück.

„Überstellung“ der Gestapo-Häftlinge 
in die Konzentrationslager 

KZ Moringen

Gefängnis-Personalbogen von Marie Therese Enuard. 
Fünf Mal wurde sie dort inhaftiert.
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die Leitung des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (ADGB) in Uelzen. Bei den Gemeinde-
wahlen am 12.03.1933 wurde Seidenschnur als Bür-
gervorsteher gewählt.

Am 2. Mai 1933 wurde auch die Uelzener Gewerk-
schaft von den Nazis zerschlagen. SA- und NSDAP-Leu-
te räumten Seidenschnurs Gewerkschaftsbüro, be-
schlagnahmten u.a. auch seine Waffe, für die er einen 
regulären Waffenschein besaß, und hielten ihn in sei-
nem Büro fest. Währenddessen zündeten sie im Hof 
des Gewerkschaftshauses ein Feuer und verbrannten 
Plakate des ADGB, des Deutschen Baugewerksbun-
des und des Holzarbeiterverbandes. Drei Wochen 
später (am 20.5.1933) äußerte sich Seidenschnur auf 
einer Versammlung der NSBO, zu der alle Gewerk-
schaftsführer befohlen wurden, zu den Vorfällen am 
2. Mai. Der örtliche NSDAP-Führer Nagorski löste 
daraufhin die Versammlung wegen angeblicher Unru-
he auf und benachrichtigte die Polizei, die Seiden-
schnur wenig später verhaftete. Nach einer Verneh-
mung im Präsidium wurde er ins Amtsgerichtsgefängnis 
verbracht. Noch in derselben Nacht berichtete NS-
Mann Nagorski der Ortspolizei von der Versammlung 
und trug seine Forderung vor: „Ich fühle mich ver-
pflichtet zu sagen, dass Seidenschnur reif für das Kon-
zentrationslager ist. Ehe Seidenschnur nicht ver-
schwindet aus Uelzen, bekommen wir keine Ruhe … 
Es muss hier in Uelzen ein Exempel statuiert werden, 
dass den Leute die Lust vergeht uns anzustänkern…“ 
Nagorski hatte bereits zuvor einzelnen engagierten 
Arbeitern der KPD, SPD und des ADGB mit der Ein-
weisung in ein Konzentrationslager gedroht. Bürger-
meister Farina kam dieser Forderung umgehend nach 
und beantragte noch am Folgetag Schutzhaft für Emil 
Seidenschnur. Aus dem Gerichtsgefängnis in Uelzen 
schrieb Seidenschnur am 27. Mai einen Brief an Bür-
germeister Farina, beschwerte sich nochmals über die 
Vorgänge am 2. Mai und forderte seine Freilassung.

Am 6.7.1933 wurde Seidenschnur von Uelzen nach 
Lüneburg in das Landgerichtsgefängnis verbracht, hier 
einen weiteren Monat gefangen gehalten und schließ-
lich am 9.8.1933 in das KZ Moringen deportiert. 
Wann er Moringen verlassen konnte, ist nicht eindeu-
tig belegbar. 71 Bald nach seiner Rückkehr aus dem KZ 
verließ Seidenschnur Uelzen und zog mit seiner Fami-
lie nach Harburg um. Dort wurde er ein zweites Mal 
verhaftet und gefangen genommen am 21.7.1944 im 
Zuge der Aktion Gitter (auch „Aktion Gewitter“ ge-
nannt: Es handelte sich um die für solche Fälle bereits 
zuvor geplante umfassende Verhaftungs- und Interne-
rungswelle nach dem Attentat auf Hitler am Tag zu-
vor) und musste bis zum 9.8.1944 im KZ-Ham-
burg-Fuhlsbüttel verbringen. 72

Portrait Franz Holländer

Franz Holländer wurde am 13.1.1904 in Hörde (Dort-
mund) geboren und wuchs als Sohn eines Schweißers 
mit seinen fünf Geschwistern in sehr ärmlichen Ver-
hältnissen auf. Nach der achtjährigen Volksschule be-
suchte er eine Gewerbliche Fortbildungsschule für 
ungelernte Arbeiter, arbeitete im Stahlwerk „Hörder 
Hütte“ und besuchte an der Dortmunder Volkshoch-
schule Kurse in Geschichte und politischer Ökonomie.

1925, nach einem Jahr „auf Wanderschaft“, kam Hol-
länder nach Lüneburg, ebenfalls seine Brüder Albert 
und August. Er arbeitete bei einer Sperrholzfabrik 
(wahrscheinlich bei der Firma IBUS), später als Bau-
handwerker bei verschiedenen Firmen und wurde 
Leiter der Lüneburger Ortsgruppe der KPD. Hier war 
er besonders engagiert im Kampf für die Arbeiterinte-
ressen und gegen den aufkommenden Faschismus. 
Mehrfach wurde er politisches Ziel der Rechten, poli-
zeilich vorgeladen zu Vernehmungen, inhaftiert, häufig 
wurden bei ihm Hausdurchsuchungen vorgenommen. 
73 Während der Wochen nach dem Reichstagsbrand, 
die Polizei konfiszierte bereits am 
28.2.1933 seine Literatur, rechnete 
Holländer mit seiner Verhaftung 
und floh aus Lüneburg, wurde aber 
in Bitter (Amt Neuhaus) am 12. 
März 1933 festgenommen „wegen 
Aufforderung zum politischen 
Massenstreik und Vorbereitung 
zum Hochverrat.“ Diese Festnah-
mebegründung bezog sich auf den 
Versuch der KPD, mittels eines Ge-
neralstreiks die Machtübertragung 
an die Nazis zu verhindern. Über 
eine Versammlung der KPD am 4. 
Februar 1933, berichteten die Lü-
neburgschen Anzeigen am 
6.2.1933: „Die am Sonnabend- 
abend von der KPD einberufene Versammlung im 
Bahnhofshotel wurde schon vor Beginn von der Polizei 
aufgelöst, weil unter den Transparenten, die den Saal-
schmuck bildeten, sich eins befand mit einer Auf-
schrift, die eine verbotene Aufhetzung zu Gewalttätig-
keiten darstellt …“ Dieses Transparent enthielt die 
Aufforderung „Politischer Massenstreik! Vernichtet die 
Hitler-Diktatur!“

Die Polizei verbrachte Franz Holländer, der am selben 
Tag bei den Gemeinderatswahlen in das Lüneburger 
Stadtparlament gewählt wurde (aber dieses Mandat 
nicht ausüben durfte), zunächst in das Gefängnis in 
Neuhaus, dann am 14.3.1933 in das Landgerichtsge-
fängnis Lüneburg und nahm ihn in Schutzhaft weil er, 
so die Lüneburger Polizei „in seiner Eigenschaft als      

Franz Holländer 
(Aufnahme von 
ca. 1980)
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Wegen der geographischen Nähe wurden die meis-
ten KZ-Häftlinge des Lüneburger Landgerichtsgefäng-
nisses von dort aus in das Konzentrationslager Neuen-
gamme verbracht. Es fungierte praktisch als das 
„Haus-KZ“ der Lüneburger Gestapo. Insgesamt waren 
es 403 Personen, die mit dem Ziel der „Vernichtung 
durch Arbeit“ von Lüneburg aus dort eingeliefert wur-
den. Als ersten Neuengamme-Häftling benennt das 
Gefangenenbuch Wilhelm Nolte, der am 22.11.1940 
dorthin „überstellt“ wurde. Als letzte Häftlinge nennt 
diese Quelle Nikolaus Kwaschuk, Wasili Januschke-
wisch und Adam Jaschki, die alle am 21. März 1945 
noch vom Lüneburger Gefängnis aus in dieses Kon-
zentrationslager eingeliefert wurden.

Über den weiteren Lebensweg dieser 403 Lüneburger 
Neuengamme-Häftlinge ist sehr wenig bekannt. Weil 
fast sämtliche Dokumente bei Auflösung des Lagers 
durch die SS vernichtet wurden, ist die Überlieferung 

bei der KZ-Gedenkstätte sehr lückenhaft. Deshalb 
sind über lediglich 33 dieser Personen im dortigen 
Archiv Aufzeichnungen vorzufinden. 

Von diesen 33 Häftlingen haben lediglich Fritz Hey-
mann aus Breslau und Marian Robaczewski (Polen) das 
KZ-Neuengamme möglicherweise überlebt: Fritz 
Heymann wurde von Neuengamme als „Schutz-Jude“ 
in das KZ Dachau transportiert, Marian Robaczewski 
(Polen) in das Arbeitslager Barth „verlegt“. Ihr weite-
rer Lebensweg dort ist allerdings nicht bekannt.
 

Ganz sicher überlebte Iwan Storoschuk das KZ-Neu-
engamme. Er wurde im Mai 1942 aus der Ukraine 
nach Deutschland zur Zwangsarbeit deportiert, ge-
langte nach Lüneburg und musste hier arbeiten. 

Am 2. Juni 1942 wurde er für sechs Tage im Gerichts-
gefängnis inhaftiert und anschließend zum Lünebur-
ger Arbeitsamt überwiesen, wo man ihm eine 
Zwangsarbeitsstelle zuwies bei einem Landwirt in der 
Lüneburger Region. In seinen Erinnerungen vom Mai 
1997 berichtet Iwan Storoschuk über seine Verhaf-
tung, seine Ankunft im KZ-Neuengamme und den 
Fluchtversuch eines Mithäftlings im KZ-Außenlager 
Wittenberge:

„Ich hatte acht Monate bei einem Bauern gearbeitet. Es 
war schwere Arbeit, aber ich habe sie gut gemacht. 
Doch gegen Ende der Schlacht von Stalingrad, als die 
deutschen Truppen die Niederlage erlitten hatten, 
packte mich der Bauer unvermittelt am Hals und be-
gann mich zu würgen. Ich wusste, dass es ihm schwer 
fiel, diese Niederlage zu verwinden. Die Polizei wurde 
gerufen. Ein Polizist nahm mich mit. Am 1. April 1943 
haben sie mich ins Gefängnis nach Lüneburg gebracht 

KZ Neuengamme

Ende 1938 errichtete die SS in einer stillgelegten 
Ziegelei in Hamburg-Neuengamme ein Außenlager des 
KZ Sachsenhausen, das im Frühsommer 1940 verstärkt 
und dann als eigenständiges KZ direkt der Inspektion 
der Konzentrationslager unterstellt wurde.

Im Verlauf des Krieges deportierten die Gestapo und 
der Sicherheitsdienst der SS Zehntausende Menschen 
aus allen besetzten Ländern Europas als KZ-Häftlinge 
nach Neuengamme. Gründe für die Einweisung waren 
zumeist ihr Widerstand gegen die deutsche Besatzungs-
herrschaft, Auflehnung gegen Zwangsarbeit oder rassis-
tisch motivierte Verfolgung. 

Insgesamt wurden im KZ Neuengamme nach gegen-
wärtigen Erkenntnissen über 80 000 Männer und mehr 
als 13 000 Frauen mit einer Häftlingsnummer registriert; 
weitere 5 900 Menschen wurden in den Lagerbüchern 
gar nicht oder gesondert erfasst. Im Konzentrationslager 
Neuengamme und in den über 85 Außenlagern, die ab 
1942 – und vor allem 1944 – für Bauvorhaben und bei 
Rüstungsfirmen in ganz Norddeutschland entstanden, 
mussten die Häftlinge Schwerstarbeiten für die Kriegs-
wirtschaft leisten. Die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
waren mörderisch. Noch kurz vor Kriegsende starben 
über 16 000 Häftlinge auf Todesmärschen und -trans-
porten, in Sterbelagern und bei dem Bombardement von 
KZ-Schiffen. 

Insgesamt kamen mindestens 42 900 Menschen im 
Stammlager Neuengamme, in den Außenlagern oder im 
Zuge der Lagerräumungen ums Leben. Zusätzlich sind 
mehrere tausend Häftlinge nach ihrem Abtransport aus 
dem KZ Neuengamme in anderen Konzentrationslagern 
oder nach Kriegsende an den Folgen der KZ-Haft gestor-
ben. 

Vermutlich mehr als die Hälfte der 100.400 Häftlin-
ge des Konzentrationslagers Neuengamme haben die 
nationalsozialistische Verfolgung nicht überlebt. wikipedia

„Transport Konz. 
Lager Neuengam-
me“; Gefäng-
nis-Personalbo-
gen von Marian 
Robaczewski
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Stanislaus Kogutek (Polen) starb am 28.11.1942
Maxim Petrow (SU) am 18.12.1942 
Aleksandr Wolobujew (SU) am 10.10.1942
Iwan Karpenko, 18 Jahre alt,  (SU) am 31.3.1943
Johann Dorawa (Polen) am 25.11.1942
Konstantin Rischak (SU) am 6.1.1943
Stefan Iltschuk (SU) am 25.5.1943
Timofej Kornejew (SU) am 8.1.943
Semjon Moros (SU) am 13.2.1943
Michail Samowolskij (SU) am 27.12.1942
Trofim Sachartschenko (SU) am 7.1.1943
Leo Kubiak (Polen) am 13.11.1943 beim „Kdo Drütte 
(Hermann-Göring-Werke)“
Dane Opacic (Jugoslawien) am 9.2.1944
Konstantin Demjanjuk, 22 Jahre alt, (SU) am 4.7.1943 
bei der SS Baubrigade Alderney
Henri Bonnot (Frankreich), 21 Jahre alt, am 24.3.1944
Kazimierz Kwiecik, 21 Jahre alt, (Polen) am 9.5.1944
Wladyslaw Sander (Deutschland/Polen) am 7.2.1944
Gerard Sikorski (Polen) am 20.2.1944
Michal Kaczor (Polen) am 30.12.1944
Aleksander Bogulski (Polen) am 6.12.1944
Marcel Bridoux (Frankreich) am 26.1.1945 im 
Außenlager Bremen-Farge (U-Boot-Bunker Valentin)
Ludwik Uczak (Polen) am 7.12.1944 im Außenlager 
Meppen-Veersen
Szczepan Sedzielewski (Polen) am 29.11.1944 im 
Außenlager Hamburg-Hammerbrock (Spaldingstraße)
Franciszek Kapral (Polen) am 15.12.1944 im Außenla-
ger Salzgitter-Watenstedt (Stahlwerke Braunschweig)
Nikodem Musial (Polen) am 5.2.1945
Lambertus Petersen (Niederlande) am 3.5.1945 auf 
dem Transport auf der Cap Arcona oder der Thielbek
Michail Kusmin (SU) am 15.2.1945 im Außenlager 
Veddel (Dessauer Ufer)
Boris Sokolow (SU) am 7.11.1944 im Außenlager  
Husum-Schwesing
Ferdinand Maurice (Frankreich) am 24.1.1945.81

Jan Rozwadowski wurde am 21.2.1941 in das KZ ver-
bracht, von dort aus am 24.9.1941 in das KZ Dachau 
(Häftlings-Nr. 27370) und anschließend mit einem 
„Invalidentransport“ in das Schloss Hartheim ver-
bracht, wo er vermutlich getötet wurde.

Bei einer weiteren Gruppe von Lüneburger Neuen-
gamme-Häftlingen ist mit ziemlicher Sicherheit anzu-
nehmen, dass auch sie im dortigen Konzentrationsla-
ger ihr Leben ließen. Es handelt sich um acht 
sowjetische Kriegsgefangene, die nicht, wie von der 
Nazi-Verfolgungsstruktur bei „normalen“ Kriegsge-
fangenen vorgesehen, nach einem Vergehen in ihr 
Kriegsgefangenen-Stammlager verbracht wurden, um 
dort nach dem Kriegsrecht der NS-Militärgerichtsbar-
keit abgeurteilt zu werden, sondern im Gewahrsam 
der  Gestapo verblieben. 

Es handelt sich 
um (in Klam-
mern ihr Einlie-
ferungsdatum 
in das Gerichts-
gefängnis): Feo-
dor Kupawzew 
(16.10.1944), 
Iwan Hrigorew 
(17.10.1944), 
Leonid Rudik 
(2.11.1944), 
Andrey Muchor-
dikow 
(1.9.1944), Iwan Butjenko (1.9.1944), Feinofew Mob-
jerow (28.8.1944), Iwan Zwetkow (28.8.1944) und 
Sergej Sacharow (4.12.1944).

Auffällig ist, dass vier dieser Kriegsgefangenen (I. 
Zwetkow, F. Mobjerow, I. Butjenkow, und A. Mochor-
dikow) am 28.8./1.9.1944 im Gerichtsgefängnis inhaf-
tiert und alle am 15.9.1944 direkt von Lüneburg aus in 
das KZ-Neuengamme verbracht wurden, was darauf 
hinweist, dass sie möglicher Weise gemeinsam eine 
Übertretung der rigiden Verhaltensvorschriften, bzw. 
einen Fluchtversuch begangen hatten. Aus einem 
überlieferten, 
personenbezo-
genen Vermerk 
zu Iwan Butjen-
kow geht her-
vor, dass er von 
seiner Arbeits-
stelle geflohen 
war und zu-
nächst nicht 
wieder aufge-
griffen wurde. 
Solch ein Vermerk wurde oftmals als Verschleierung 
auch auf den Personalkarten solcher Gefangener for-
muliert, die der Gestapo übergeben wurden „zur wei-
teren Verfügung“. 82 Eine beim IST Arolsen überliefer-
te Effektenliste listet ein „Überbleibsel“ von einem der 
genannten Kriegsgefangenen (Iwan Zwetkow, gebo-
ren am 23.1.1923) auf: „1 Ring, gelb“.

Wegen der unterschiedlichen Qualität der im Archiv 
der Gedenkstätte vorhandenen Überlieferungen ist es 
nicht möglich, die exakte Anzahl der Todesfälle anzu-
geben. Sehr wahrscheinlich ist aber die Annahme, 
dass insgesamt etwa 200 der 403 „Lüneburger Neu-
engamme-Häftlinge“ dort ihr Leben ließen.

„Überstellung“ 
der Gestapo- 
Häftlinge 
Rolczak und 
Kupawzew an 
das KZ-Neuen-
gamme. Den 
„Abtransport“ 
übernimmt die 
Lüneburger 
Polizei.
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konnte eine Bestätigung des Aufenthalts gefunden 
werden, in wenigen Fällen auch ein Hinweis auf den 
weiteren Lebens- oder Sterbeweg. 

Eine Entlassung von einer dieser weiteren 51 Lünebur-
ger Sachsenhausen-Häftlinge konnte in keinem Fall 
festgestellt werden:

Der Dachdeckermeister Josef Burgdorf, geboren am 
5.2.1895 in Sonnenfeld, wurde gleich mehrfach in 
dieses KZ eingeliefert. Eine erste Spur von ihm findet 
sich im Archiv der Gedenkstätte des Konzentrations-
lagers 85 auf einer Sonderliste der Gefangenen- Geld- 
und Effektenverwaltung vom 10.9.1939 mit dem 
Hinweis auf seine Person und seine Häftlingsnummer 
2273. Anscheinend wurde er im Jahr darauf aus dem 
KZ entlassen und befand sich wieder an seinem Hei-
matort, denn am 15.10.1940 wurde er von der Lüne-
burger Gestapo erneut in das Landgerichtsgefängnis 
eingeliefert gemeinsam mit seiner Ehefrau Elsa (die 
drei Tage später wieder entlassen wurde) und von dort 
aus am 7.11.1940 nach Vechta verbracht, wahrschein-
lich zum dortigen Gefängnis. Ein weiterer Hinweis auf 
ihn findet sich wieder in den Dokumenten der Ge-
denkstätte Sachsenhausen: Er wird am 2.6.1941 als 
Schutzhäftling mit der Nummer 11865 (Häftling im 
Block 6) benannt in einer „Veränderungsmeldung“, 
aus der aber die Art der Veränderung (Transport in ein 
anderes KZ, in ein Außenlager, etc.) nicht ersichtlich 
ist. Eine weitere Spur findet sich am 22.4.1942: An 
diesem Tage wurde er aus dem KZ entlassen. Ein wei-
teres Mal wurde er am 16.5.1942 in das Lüneburger 
Gerichtsgefängnis eingeliefert und bis zum 26.6.1942 
als Gestapo-Schutzhäftling (Reg.-Nr. II D 14/42) ge-
fangen gehalten und an diesem Tage wieder in das KZ 
Sachsenhausen verbracht.

Auch der Landarbeiter Rudolf Fischer (geboren in 
Klepphausen/Meißen) wurde mehrfach in das KZ- 
Sachsenhausen verbracht. Zunächst wurde er am 
23.6.1941 als Schutzhäftling im Gerichtsgefängnis in-
haftiert und am 8.8.1941 in das KZ Sachsenhausen 
„überstellt“. Ein „Quittungsbuch für abgegebene Ef-
fekten“ (der persönliche Besitz der Häftlinge musste 
als „Effekten“ abgegeben werden) registriert ihn am 
21.8.1941 mit der Häftlingsnummer 38979. Wie lan-
ge R. Fischer Gefangener des KZ war und wann er 
dort entlassen wurde, ist nicht bekannt. Am 
30.10.1943 wurde er wieder von der Lüneburger Ge-
stapo verhaftet, in das Gerichtsgefängnis eingeliefert 
und ein zweites Mal (am 16.1.1944) in das Konzentra-
tionslager Sachsenhausen verbracht. 

Der Melker Paul Zühlke (geboren in Strelnow/Posen) 
wurde am 16.12.1941 in das Lüneburger Gerichtsge-
fängnis eingeliefert, am 6.3.1942 nach Sachsenhausen 

verbracht und dort als Schutzhäftling mit der Häft-
lingsnummer 41523 im Häftlingsblock 26 gefangen 
gehalten. Für den 18.6.1942 vermerkt eine „Verände-
rungsmeldung“ eine/n „Abgang/Überf.“. Ob er das 
Lager überleben konnte ist nicht bekannt.

Der Landwirt Heinrich Hellmers (geb. in Dushorn, Krs. 
Fallingbostel) wurde am 30.8.1943 als Gestapo- 
Schutzhäftling (Reg.-Nr. II B 2184/43) in das Landge-
richtsgefängnis eingeliefert, musste dort drei Monate 
verbringen und wurde am 12.11.1943 in das KZ Sach-
senhausen verbracht. Dort erhielt er die Häftlings-
nummer 72990 und wurde am 6.12.1943 nach Lublin 
überführt.

Der 20-jährige Engelbert Nieradzik (geb. in Ormonto-
witz, Krs. Pless) wurde am 9.5.1941 von der Gestapo 
in das Landgerichtsgefängnis verbracht als Transport-
gefangener des KZ-Ravensbrück, in Lüneburg verhört  
und am 18.7.1941 in das KZ Sachsenhausen depor-
tiert. Dieser Transport dauert anscheinend eine Wo-
che, denn erst am 26.7.1941 wird er in Sachsenhausen 
registriert auf einer Veränderungs-/Zugangsliste mit 
der Häftlingsnummer 38754. 

Der niederländische Arbeiter Bauko Visser (geboren 
am 22.3.1921 in Haulerwyk/Groningen) wurde am 
26.2.1944 in Lüneburg im Gerichtsgefängnis in 
Schutzhaft genommen (Gestapo-AZ: II A 524/44), am 
12.5.1944 in das KZ Sachsenhausen verbracht und 
dort als „Schutzhäftling/Holland“ mit der Häftlings-
nummer 79449 in KZ-Haft gehalten. Zwei Monate 
später, am 15.7.1944 wurde er von dort in das KZ 
Dachau überführt, wo er am 17.7. ankam und die 
Häftlingsnummer 80745 erhielt. Eine Woche später 
bereits, am 24.7., wurde Bauko Visser von dort aus in 
das KZ Buchenwald verbracht.

Der französische Arzt Dr. Achille Martz wurde am 
21.9.1944 unter dem Gestapo-Aktenzeichen IV 1 e 2 
4479/44 in das Gerichtsgefängnis eingeliefert und in 
Schutzhaft gehalten bis zum 24.11.1944. An diesem 
Tage wurde er in das KZ-Sachsenhausen verbracht. 
Dort erhielt er die Häftlingsnummer 119167 und 
musste im Häftlingsblock 50 hausen. Eine „Meldung 
im Krankenrevier“ vom 21.1.1945 nennt seinen Na-
men, wobei nicht deutlich wird, ob er dort als Kranker 
eingeliefert oder dem Häftlings-Revierpersonal zuge-
teilt wurde. Eine „Verpflegungsmeldung Krankenbau“ 
vom selben Tag gibt an, dass er bis zum 21.2.1945 auf 
Diät zu setzen sei – angesichts der üblichen Verpfle-
gung der Häftlinge mit fleisch- und fettloser Nahrung 
eine merkwürdige Bemerkung. 
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sem verfügt, dass Jermoschkin nach Ende seiner Haft 
aus dem Reichsgebiet ausgewiesen werden soll, wie es 
in der Vorkriegszeit bei einer Straffälligkeit von Aus-
ländern üblich war. Der Regierungspräsident teilte 
Jermoschkin daraufhin am 17.10.1937 mit: „Sie haben 
… das Ihnen bisher in Deutschland gewährte Gast-
recht auf das schwerste mißbraucht und werden … als 
lästiger Ausländer aus dem Gebiet des Deutschen 
Reiches ausgewiesen.“
 
Am 12.2.1938 wurde M. Jermoschkin von Lüneburg 
aus mit einem Sammeltransport nach Oranienburg 
verbracht, wo er ein halbes Jahr im dortigen Konzent-
rationslager Sachsenhausen mit der Häftlingsnummer 
1287 inhaftiert blieb, bevor er am 9.8.1938 von der 
Oppelner Gestapo bei Neubersdorf, Kr. Gleiwitz über 
die „grüne Grenze“ nach Polen abgeschoben wurde.
 
Wahrscheinlich kehrte er nicht an seinen Geburtsort 
nach Wladiwostok zurück, sondern blieb bei seiner 
Ehefrau in Polen, bis die deutsche Wehrmacht am 
1.9.1939 das Land überfiel. Nun verlor er seine sowje-
tische Staatsbürgerschaft und wurde bald für die 
Zwangsarbeit nach Deutschland rekrutiert. Er arbeite-
te fortan in Stuttgart, nachweislich im Dezember 
1941 im dortigen „Arbeitslager Wagenburgtunnel“. 
Ob sich J. dort selber um eine Vermittlung an eine 
Arbeitsstelle im Landkreis Uelzen bemüht hat, ist 
nicht bekannt. Tatsächlich wurde er vom Arbeitsamt 
in Uelzen am 5.6.1942 zum Bauern Alfred Hallensle-
ben nach Vahrendorf vermittelt, wo er fortan tätig 
war. Von der Gestapo in Stuttgart wurde er während-
dessen am 28.1.1942 zur Fahndung ausgeschrieben, 
weil er seinen Stuttgarter Arbeitsplatz unerlaubt ver-
lassen hatte. 

Davon erfuhr über ein halbes Jahr später auch die Uel-
zener Polizei: Am 8. September 1942 wurde J. von 
einem Gendarmen aus Jelmsdorf festgenommen und 
wiederum in das Lüneburger Landgerichtsgefängnis 
gesperrt. Hier wurde er zunächst als Justizhäftling ge-
führt. Die Staatsanwaltschaft bemühte sich um ein 
Verfahren (mit dem AZ 5 Ds 232/42), aber eine straf-
bare Handlung nach deutschem Recht konnte dem 
Staatenlosen wohl nicht vorgehalten werden. Deshalb 
wurde er ab 19.9.1942 in den Status eines Polizeihäft-
lings überführt (AZ: I Pol II 1739/31) und musste fünf 
Monate, bis zum 26.2.1943, hier einsitzen und wurde 
anschließend zum zweiten Mal in das KZ-Sachsenhau-
sen verbracht zwecks „Ausweisungshaft“. Dort erhielt 
er die Häftlingsnummer 61286. Freiherr von Heintze 
(Lüneburger Regierungs-Vizepräsident) versicherte 
sich bei der Kommandantur des Konzentrationslagers 
schriftlich, dass J. auch wirklich am 27.2.1943 einge-
troffen sei und teilte dieses seinem Partei- und Volks-
genossen Wetzel (Oberbürgermeister der Stadt Lüne-

burg) am 8.6.1943 mit (siehe Abbildung). Zu diesem 
Zeitpunkt war Jermoschkin bereits tot: Er hat das KZ 
Sachsenhausen nicht lebend verlassen können, son-
dern verstarb bereits einen Monat nach seiner Einlie-
ferung am 22. März 1943 im Außenlager Lieberose. 86

Der „Fall Jermoschkin“ wird „auf dem Dienstwege“ 
abgeschlossen: Lüneburgs Regierungspräsident teilt 
dem Oberbürgermeister das Eintreffen des Häftlings im 
KZ-Sachsenhausen mit.
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ge auf diese zu verteilen gemäß der Vorgaben Heinrich 
Himmlers: „Ob bei dem Bau eines Panzergrabens 
10.000 russische Weiber an Entkräftung umfallen 
oder nicht, interessiert mich nur so weit, als der Pan-
zergraben für Deutschland fertig wird.“ 87

Die damals 19-jährige Maria Leonenko aus der Sowje-
tunion wurde am 20.10.1943 eingeliefert, unter der 
Häftlingsnummer 24228 registriert und 1944 in das 
Außenlager der IG Farben in Wolfen verbracht, wel-
ches ab 1.9.1944 als Außenlager vom Konzentrations-
lager Buchenwald übernommen wurde. Dort erhielt 
sie die Häftlingsnummer 10331. 

Anna Kanacki aus Sinferopol (Sowjetunion) erhielt im 
KZ Ravensbrück die Häftlingsnummer 24971 als sie 
am 19.11.1943 von Lüneburg aus dort eintraf. Noch 
am 2. April 1945 wurde sie „überstellt“ in das KZ Flos-
senbürg, Außenstelle Neu-Rohlau und erhielt dort die 
Nr. 65345. 

Dieses Lager (Nova Role) in der Nähe von Karlsbad 
(Karlovy Vary) war Teil des SS-eigenen Betriebes „Bo-
hemia – Keramische Werke AG“ zur Herstellung von 
Geschirr für die SS-Kasinos, die Wehrmacht und das 
Deutsche Rote Kreuz sowie zur Montage von Elektro-
verteilern für die Jagdflugzeuge der Messerschmidt 
AG. Im April 1945 zählte das Lager 1047 Frauen. Für 
den Strafvollzug war ein Bunker mit Einzelhaft vorge-
sehen; für die Exekutionen wurden die Häftlinge in das 
KZ-Flossenburg verbracht. 

www.gedenkstaette-flossenbuerg.de

Anna Howor, sowjetische Zwangsarbeiterin und zum 
Zeitpunkt ihrer Gestapo-Inhaftierung im Lüneburger 
Gefängnis gerade einmal 17 Jahre alt, wurde in das 
Konzentrationslager verschleppt (dortige Häftlings-
nummer: 25491), anschließend ebenfalls in das KZ- 
Flossenbürg, Außenstelle Neu-Rohlau, „überstellt“ 
und erhielt dort die Häftlingsnummer 52275.

Krystyna Pietraszewska, 1920 in Warschau geboren, 
wurde am 16.2.1944 in das KZ-Ravenbrück eingelie-
fert, erhielt dort die Häftlingsnummer 28830 . Auch 
sie wurde (am 1.9.1944) an das KZ-Flossenbürg 
„überstellt“ und musste in der Außenstelle Neu Rohlau 
KZ-Arbeit verrichten. 

Auch Sofia Frankiewicz, das Vergewaltigungsopfer des 
Lüneburger Gefängnis-Hauptwachtmeisters, die 1942 
eine Haftstrafe in Hannover verbringen musste, wur-
de am 24.2.1944 von Lüneburg aus nach Ravensbrück 
verbracht. Sie bekam dort die Häftlingsnummer 
29361 zugewiesen, wurde zum KZ-Flossenbürg am 
1.9.1944 „überstellt“ zur dortigen Außenstelle Hollei-
schen (Holysow) und erhielt dort die Häftlingsnum-
mer 50465. 

Dieses Außenlager auf dem Gebiet der heutigen 
Tschechischen Republik befand sich in dem etwa 25 
km südwestlich von Pilsen (Pilzen) gelegenen 
west-böhmischen Ort Holleischen (Holysov). Hier 
mussten von April 1944 bis Kriegsende durchschnitt-
lich 600 Frauen Zwangsarbeit leisten. Dieses Außenla-
ger war Teil eines großen Rüstungs- und Lagerkomple-
xes. Die Berliner „Waffen- und Munitionsfabriken 
AG“ übernahm bald nach dem Anschluss des Sudeten-
landes an das Deutsche Reich im Oktober 1938 das 
Gelände in Holleischen und baute es zu einer Muniti-
onsfabrik für die Luftwaffe um. 1941 wurde die Firma 
in „Metallwerke Holleischen GmbH“ umbenannt. 
Wegen angeblicher Sabotage wurden drei Französin-
nen, Noemi Suchet, Helene Lignier und Simone Mi-
chel-Levy, zu je 25 Stockschlägen verurteilt und da-
nach in das Stammlager Flossenbürg rücküberstellt, wo 
sie noch kurz vor der Evakuierung des Lagers am 13 . 
April 1945 hingerichtet wurden. Am 3.Mai 1945 wur-
de dieses Lager von Partisanen befreit und zwei Tage 
später von amerikanischen Truppen übernommen.  

www.gedenkstaette-flossenbuerg.de

Marija Sawgorodnja wurde als 15-jährige aus der Sow-
jetunion in die Lüneburger Region zur Zwangsarbeit 
verschleppt, am 11.2. 1944 von der Gestapo vom 
Landgerichtsgefängnis auf Transport zum Ravensbrü-
cker KZ geschickt (dort erhielt sie die KZ-Nr. 28806) 
und von dort aus zur Außenstelle Zwodau des KZ-Flos-
senbürg „überstellt“.
 

Dieses Lager befand sich in Zwodau/Svatava bei 
Falkenau an der Eger und war umzäunt von elektrisch 
geladenem Stacheldraht. Durch einen „Löwengang“ 
mussten die KZ-Häftlinge den Weg von ihren Baracken 
zur Fabrik zurücklegen. Dort mussten sie für die Firma 
„Luftfahrtgerätewerk Hakenfelde GmbH“ (eine Toch-
tergesellschaft der Siemens & Halske AG und der Sie-
mens-Schuckertwerke AG) in zwölfstündigen Tag- und 
Nachtschichten Spulen, Schalter und Messgeräte für 
die Rüstungsindustrie montieren. Durch eine Typhu-
sepidemie unter den in Quarantäne gehaltenen Frau-
en, verschlimmert durch die ‚völlig unzureichende 
Versorgung mit Wasser und Nahrung, stieg die Todes-
rate auf mehrere Häftlinge pro Tag an. 

www.gedenkstaette-flossenbuerg.de

Walja Holischewa, eine junge Frau aus der Sowjetuni-
on, wurde am 24.2.1944 von Lüneburg aus in das 
Ravensbrücker KZ eingeliefert (Häftl.-Nr. 29352) und 
von dort aus am 12.9.1944 in das KZ Buchenwald 
(Häftl.-Nr. 1898) zur Außenstelle Leipzig-Hasag. Bei 
diesem Rüstungsbetriebs HASAG (Hugo-Schnei-
der-Aktiengesellschaft) mussten mehr als 10.000 zivi-
le Zwangsarbeiter/-innen, Kriegsgefangene und 
KZ-Häftlinge Munition und Panzerfäuste herstellen.
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Friedenszeiten lediglich in wenigen Fällen (sofern es 
sich um verheiratete Frauen handelte) justitiabel und 
strafbar war: Diesen Frauen wurde vorgeworfen, inti-
men Kontakt zu einem osteuropäischen Zwangsarbei-
ter gehabt zu haben. Während jene Frauen, die einen 
Kriegsgefangenen liebten, als Justizhäftlinge galten 
und vom Lüneburger Landgericht dafür nach der 
Kriegsschutzverordnung verurteilt wurden,89  wurden 
diese Frauen, deren Freund ein Zwangsarbeiter aus 
einem osteuropäischen Land war, in das KZ-Ravens-
brück eingeliefert. Lediglich der unter rassistischen 
Gesichtspunkten begründete Status des Liebhabers 
und seine Funktion im Rahmen des Kriegsprogramms 
der Nazis war maßgebend dafür, ob diese Frauen als 
Justizhäftlinge in ein Gefängnis/Zuchthaus oder als 
Gestapo-Häftlinge in das Konzentrationslager Ra-
vensbrück verbracht wurden.

Als eine dieser Frauen soll Erika Heuser genannt wer-
den: Sie lernte auf ihrer Arbeitsstelle auf dem Bauern-
hof des von der Knesebeck in Stöcken bei Gifhorn den 
polnischen Zwangsarbeiter Josef Kasprazak kennen. 
Die beiden verliebten sich, Erika Heuser wurde 
schwanger und ihr Liebesverhältnis wurde bekannt. 
Was in Vorkriegszeiten als „normaler“ Ehebruch galt 
(Frau Heuser war verheiratet), wurde nun als „Rassen-
schande“ geahndet. Josef Kasprazak wurde am 
13.9.1943 in das KZ-Buchenwald eingeliefert, wo er 
am 1.11.1944 im Außenlager Ellrich starb. Frau Heuser 
durchlief als „Transportgefangene“ vom 14.5. bis 
22.5.1943 zunächst kurzzeitig das Lüneburger Ge-
fängnis, um von hier aus in das Arbeitserziehungslager 
Watenstedt-Hallendorf Nr. 21 (s. S. 34) deportiert zu 
werden. Nach ihrer vorübergehenden Entlassung und 
der Geburt ihrer Tochter Uta am 26.9.1943 90 wurde 
sie erneut in Schutzhaft genommen und am 3.1.1944 
in das Lüneburger Gerichtsgefängnis verbracht. Hier 
blieb sie fünf Monate in Haft, bis sie Anfang Mai in das 

KZ-Ravensbrück deportiert wurde. Sie starb dort am 
5. Dezember 1944. 91

Auch Frau Hulda Bindheim, geboren am 18.3.1912 in 
Ashausen/Landkreis Harburg als Hulda Schlüschen, 
wurde in dieses KZ von Lüneburg aus eingeliefert. Mit 
Verfügung der Lüneburger Staatsanwaltschaft wurde 
sie am 8.3.1944 in das Gerichtsgefängnis verbracht, 
wo sie als Gestapo-Schutzhäftling bis zum 9.6.1944 in 
Haft blieb und dann in das KZ-Ravensbrück „über-
stellt“ wurde. Eine Zugangsliste der dortigen KZ-Ver-
waltungsstelle weist sie als Zugang vom 1.4.6.1944 
und „politischer Häftl.“ mit der Haft-Nr. 42052 aus.

Nicht anders erging es Frau Christa T., geboren in 
Neetze. Sie wurde am 11.11.1940 in das Gerichtsge-
fängnis eingeliefert und am 6.12.1940 zum Polizeige-
fängnis Hamburg-Hütten verbracht. Ein „Tatvorwurf“ 
und die weiteren Haftumstände können nicht mehr 
rekonstruiert werden. Am 22.6.1942 wurde sie ein 
weiteres Mal in das Gerichtsgefängnis verbracht und 
in Schutzhaft genommen. Mit ihr machte die Gestapo 
jetzt „kurzen Prozess“. Bereits vier Tage später wurde 
sie nach Ravensbrück überstellt, wo sie als politischer 

Erika Heuser starb 
am 5. Dezember 
1944 im KZ-Ra-
vensbrück.

Hulda Bindheim, 
dritte von links,
als Magd auf 
dem Hof Porth.
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heim für dieselbe „Straftat“ eine Gefängnisstrafe von 
– im Verhältnis zum Strafmaß von Gertrud B. – ledig-
lich drei Monaten.

Für die Lüneburger Staatsanwaltschaft war damit die-
ser Fall aber keineswegs abgeschlossen. Sie verfolgte 
die Bäuerinnen Martha N. und Wilhelmine Schulz 
wegen ihrer Beihilfe zur „Liebestat“. Martha N. wollte 
sie abgeurteilt wissen und wandte sich deshalb am 
3.11.1944 an die Gestapo: „Außerdem hat die Be-
schuldigte geduldet, dass der genannte Kriegsgefan-
gene in ihrer Stube französischen Sender gehört hat 
(angeblich zwar nur Musik) ... mit der Anfrage, ob 
gegen die Beschuldigte M. N. Strafantrag wegen Bei-
hilfe zum Anhören feindlicher Sender gestellt wird.“ 
Am 8.11.1944 stellte die Lüneburger Gestapo den 
nachgefragten Strafantrag, dieser Fall ging an das Son-
dergericht Hannover und am 23.1.1945 bestätigte die 
Gestapo nachdrücklich noch einmal die Aufrechter-
haltung dieses Strafantrages. „Die Beschuldigte N. hat 
es zugelassen, dass der Kriegsgefangene das Radio 
anstellte und mit ihrer Angestellten B. nach Radiomu-
sik tanzte.“

Die Oberstaatsanwaltschaft des Sondergerichts je-
doch konnte in der Benutzung eines Radios für Musik-
sendungen keine strafbare Handlung sehen und stellte 
zu § 1 RundfunkVO das Verfahren ein (Aktenzeichen: 
JS Js. 1422/44). Während Martha N. nach Naulitz 
entlassen werden musste, behielt die Gestapo die an-
dere „Tathelferin“, Wilhelmine Schulz, bei der Jean L. 
beschäftigt war, weiterhin als Schutzhäftling bis zum 
3.11.1944 im Landgerichtsgefängnis in Haft und lie-
ferte anschließend die damals 60-jährige Bäuerin in 
das Konzentrationslager Ravensbrück ein. 95

Weitere „Lüneburger Häftlinge“ wurden in das KZ 
Ravensbrück eingeliefert (die genaue Zahl konnte 
nicht recherchiert werden), nachdem sie zuvor von 
Lüneburg aus in ein anderes Lager bzw. Polizeigefäng-
nis gebracht worden waren.

Zu ihnen gehört Anneliese Riepshoff, die vom 30.7. bis 
22.11.1940 im Lüneburger Gefängnis gefangen gehal-
ten und anschließend in das Polizeigefängnis Ham-
burg-Hütten verbracht wurde. Von dort aus wurde sie 
nach Ravensbrück „überstellt“. Auch Margarethe Rit-
ter wurde zunächst an einen anderen Ort verbracht 
(Hamburg-Fuhlbüttel) und von dort in das KZ Ravens-
brück (s. S. 30). Ebenfalls zu dieser Gruppe gehört (als 
einziger Mann) Albert de Clercq, geboren am 21. oder 
23. Mai 1921, ein anscheinend für die Gestapo sehr 
renitenter belgischer Zwangsarbeiter (Beruf: Weber) 
aus Gent, der zuvor bereits mehrfach als Ge-
stapo-Schutzhäftling im Gerichtsgefängnis einsitzen 

musste vom 1.6. bis 9.6.1942, vom 19.8. bis 31.8. 
1942 und ein weiteres Mal im März 1943. Am 
24.9.1943 wurde er schließlich zum vierten Mal von 
der Gestapo im Landgerichtsgefängnis inhaftiert und 
am 12.11.1943 in das KZ Neuengamme eingeliefert, 
erhielt dort die Häftlingsnummer 24462. Am nächs-
ten Tag bereits wurde er von Neuengamme aus nach 
Ravensbrück verbracht, erhielt dort die neue Häft-
lingsnummer 7083 und musste fortan auf dem Gelän-
de des Barther Fliegerhorstes im Außenlager des KZ 
Ravensbrück unter unmenschlichen Bedingungen 
Häftlingsarbeit für den Heinkel-Konzern (Flugzeugwer-
ke) gemeinsam mit ca. 6000 Häftlingen aus 18 Natio-
nen verrichten. Er starb dort am 1.8.1944. Als offizielle 
Todesursache vermerkt das KZ-Sterbebuch: „Herz-
schwäche, Herzversagen bei offener Lungentuberku-
lose, Rippenfellentzündung“. Albert de Clercq wurde 
nur 23 Jahre alt. 

Albert de Clercq, 
ein 23-jähriger 
Zwangsarbeiter 
belgischer Natio-
nalität, starb im 
KZ-Ravensbrück. 





55

Im August 1938, fünf Monate nach dem „An-
schluss“ Österreichs an das Deutsche Reich, wurde in 
der Nähe der oberösterreichischen Kleinstadt Maut-
hausen von der SS ein Konzentrationslager errichtet …

 
Als Standort wurde Mauthausen deshalb ausge-

wählt, weil sich dort Granitsteinbrüche befanden. Die 
von der SS gegründete Firma DESt, die mit der Produk-
tion von Baumaterial beauftragt war, sollte diese 
Steinbrüche erwerben und wirtschaftlich nutzen. Die 
KZ-Häftlinge sollten als billige Arbeitskräfte in den 
Steinbrüchen eingesetzt werden.

Das Konzentrationslager erfüllte für die SS zwei 
Funktionen: die Bekämpfung des politisch-ideologi-
schen Gegners, indem man ihn einsperrte, folterte und 
tötete, und damit auch nach außen hin Schrecken 
verbreitete, und die maximale Ausbeutung seiner Ar-
beitskraft. Bis zum Jahr 1943 stand die Vernichtung 
des „Gegners“ jedoch immer im Vordergrund.

Mauthausen wurde vorerst als einziges KZ als La-
ger der Stufe III klassifiziert, als Lager mit den härtes-
ten Haftbedingungen. In den ersten Jahren mussten 
die Häftlinge in Mauthausen und Gusen beim Lager-
aufbau und in den Steinbrüchen arbeiten. Misshand-
lungen, Bestrafungen, Krankheiten, der ständige Hun-
ger und die Allgegenwart des Todes bestimmten den 
„Alltag“ im Lager und auf den Arbeitsstätten.

Im „Mordlager“ Mauthausen wurde von der SS auf 
vielfältige Weise gemordet: Die Häftlinge wurden 
erschlagen, erhängt, erschossen, kranke Häftlinge ließ 
man erfrieren, verhungern oder tötete sie durch Herz-
injektionen oder Giftgas.

Ab dem Jahr 1943 (wurde) die Mehrzahl der 
Häft-linge wurde … zur Zwangsarbeit in Rüstungsbe-
trieben herangezogen. So entstanden neben dem 
Hauptlager in Mauthausen und dem Lager in Gusen 
zahlreiche, über ganz Österreich verteilte Außenlager.

Fast 200.000 Menschen aus fast allen europäi-
schen und auch außereuropäischen Ländern wurden 
entweder auf Grund ihrer politischen Tätigkeit, ihrer 
„kriminellen Vorstrafen“, ihrer religiösen Überzeu-
gung, ihrer Homosexualität, aus „rassischen“ Gründen 
oder als Kriegsgefangene nach Mauthausen deportiert. 
Die Hälfte von ihnen wurde hier ermordet. 

www.mauthausen-memorial.at

Zehn Häftlinge des Lüneburger Landgerichtsgefäng-
nisses wurden von dort aus in das KZ-Mauthausen 
verbracht, mit zwei Ausnahmen alles Personen aus 
Polen bzw. der Sowjetunion. 

Jan Kowalski war in Bitter im Amt Neuhaus als 
Zwangsarbeiter beschäftigt, wurde von dort ins Lüne-
burger Gefängnis verbracht, bevor er am 12.10.1942 
nach Mauthausen deportiert wurde. 

Eduard Gaura musste in Reetze im Kreis Dannenberg 
Zwangsarbeit leisten und wurde als „Polnischer 
Schutzhäftling“ am 13. September 1941 in das Land-
gerichtsgefängnis gesperrt. Am 23. November wurde 
er von der Lüneburger Ortspolizei in das KZ-Maut-
hausen „überstellt“ und dort im Block 18 interniert. 

Weitere Häftlinge waren Friedrich Meyer (geboren am 
10.3.1878 in Wienhausen/Celle), Jan Drygasiewiecz 
(22.6.1912 in Kalisch), Viktor Piotrowski (2.6.1914 in 
Nassau, Krs. Wreschen), Nikolai Naliwaiko (25.12.1917 
in Schepetowka/UdSSR), Boleslaus Konieczny und 
Mistek (Mistak) Kaniewski (29.11.1920 in Klimontow) 
und Franz Frakowiak.

Jan Kowalski starb im KZ-Mauthausen, Franz Frakowi-
ak im Mauthausener Außenlager Gusen am 15.9.1941, 
Eduard Gaura am 13.8.1942 (offiziell an einer Lungen-
entzündung) im KZ-Mauthausen. 

Die Lebens- oder/und Sterbewege von Boleslaw Ko-
nieczny (geboren am 20.5.1920 in Paterek, Krs. Wir-
sitz), Häftlingsnummer 30865, „Polnischer Häftling in 
Sicherheitsverwahrung“), der in der Außenstelle Steyr 
des KZ eingesetzt wurde, sind ebenso unbekannt wie 
jene der anderen vorgenannten Mauthausen-Häftlin-
ge.

Als letzter der Mauthausen-Häftlinge des Lüneburger 
Gefängnisses wurde der Maurer Nikolaus Tombers 
dorthin verbracht im Juli 1944, nachdem er zwei Mo-
nate in Lüneburg einsitzen musste. Dort erhielt er die 
Häftlingsnummer 81849. Von Mauthausen wurde er 
noch am 1. Dezember 1944 „auf Transport“ mit Zie-
lort Auschwitz „überstellt“. Da zu dieser Zeit die 
KZ-Häftlingstransporte nicht mehr Auschwitz anliefen 
(der letzte dokumentierte Häftlingstransport aus dem 
Deutschen Reich war am 28. Oktober, ein Transport 
mit 2056 Gefangenen von Theresienstadt), kann nicht 
sicher dokumentiert werden, wohin ihn seine letzte 
Reise führte.

KZ Mauthausen
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Jugend spielte Jakob Lengel bei der SV Eintracht 1903 
Lüneburg Fußball. Später wechselte er zur FSL. Dort 
spielte er in der 2. Mannschaft. 1926 war er zudem 
Berichterstatter, Schiedsrichter und Schriftführer.“ 98 

Jakob Lengel protestierte im April 1937 öffentlich und 
lautstark gegen antijüdische Aktionen des NS-Aktivis-
ten Wilhelm Knüdel. Dieser Lüneburger SA-Mann 
nämlich agitierte als Verkäufer der Nazi-Zeitung „Der 
Stürmer“ samstäglich vor dem Gubi- Kaufhaus des 
jüdischen Händlers Jacobsons und versuchte, potenti-
elle Käufer vom Betreten des Ladens abzuhalten. 
Während Jacobson sich gegen die Knüdel-Aktionen 
ab Oktober 1935 durch Beschwerden bei der Ortspo-
lizei verwahrte, die aber allesamt folgenlos blieben, 
wählte Lengel die mündliche Ansprache und Konfron-
tation und forderte Knüdel im direkten Gespräch auf, 
aufzuhören „mit so einem Scheiß zu handeln“, wes-
halb er sofort festgenommen, in das Gerichtsgefäng-
nis verbracht und von dort aus nach längerer Haft am 
5. Juni 1937 als „jüdischer Schutzhäftling“ in das KZ 
Dachau deportiert wurde. Hier wurde er mit der Häft-
lingsnummer 12331 versehen und musste in der Stu-
be 3 des Blocks 6 hausen. Von Dachau wurde er in das 
KZ-Buchenwald „überstellt“, welches Jakob Lengel 
über ein Jahr später erst wieder verlassen konnte. 99

Im Juli 1937 lässt die SS auf dem Ettersberg bei 
Weimar den Wald roden und errichtet ein neues KZ. 
Mit dem Lager sollen politische Gegner bekämpft, 
Juden, Sinti und Roma verfolgt sowie „Gemeinschafts-
fremde“, unter ihnen Homosexuelle, Wohnungslose, 
Zeugen Jehovas und Vorbestrafte, dauerhaft aus dem 
deutschen „Volkskörper“ ausgeschlossen werden. 
Schon bald wird Buchenwald zum Synonym für das 
System der nationalsozialistischen Konzentrationslager.

Nach Kriegsbeginn werden Menschen aus ganz 
Europa nach Buchenwald verschleppt. Im KZ auf dem 
Ettersberg und seinen 136 Außenlagern sind insgesamt 
über 250.000 Menschen inhaftiert. Die SS zwingt sie 
zur Arbeit für die deutsche Rüstungsindustrie.

Am Ende des Krieges ist Buchenwald das größte KZ 
im Deutschen Reich. Über 56.000 Menschen sterben 
an Folter, medizinischen Experimenten und Auszeh-
rung. In einer eigens errichteten Tötungsanlage werden 
über 8000 sowjetische Kriegsgefangene erschossen. 
Widerstandskämpfer bilden im Lager eine Unter-
grundorganisation, um das Wüten der SS nach besten 
Kräften einzudämmen ... Noch kurz vor der Befreiung 
sterben Tausende der entkräfteten Häftlinge.

 www.buchenwald.de

Im Juni 1938 wurde Franz Mill, der zuvor 1 ½ Jahre im 
Gerichtsgefängnis einsitzen musste, von der Lünebur-
ger Ortspolizei in das KZ-Buchenwald verbracht. 
Möglicherweise musste er zunächst in Lüneburg eine 
Haftstrafe verbüßen, wurde anschließend an die Ge-
stapo übergeben und von dieser entschieden, ihn im 
Rahmen der Aktion „Arbeitsscheu Reich“ nach Bu-
chenwald zu deportieren. 100

In das KZ-Buchenwald wurde ebenfalls der Lünebur-
ger Widerständler Hermann Niemann – im Anschluss 
an eine bereits verbüßte Haftstrafe – verbracht:

Hermann Niemann, ein Lüneburger Schuhmacher und 
Sozialdemokrat, wurde beim Verteilen von illegalem 
Material am 17. Mai 1935 verhaftet und in das Lüne-
burger Gerichtsgefängnis gesperrt. Am 2. Oktober 
1935 wurde er von dort in das Untersuchungsgefäng-
nis Berlin Alt- Moabit verbracht und am 8. Oktober 
1935 zu zwei Jahren Zuchthaus und drei Jahren Ehr-
verlust verurteilt. Diese Haft verbrachte er im Zucht-
haus in Celle. Nach seiner Entlassung aus dem Zucht-
haus wurde H. Niemann bei seiner Ankunft auf dem 
Lüneburger Bahnhof von zwei Gestapo- Leuten sofort 
wieder als „Schutzhäftling“ festgenommen und später 
in das Konzentrationslager Sachsenhausen (Oranien-
burg) verbracht. Aus einer in der „Gedenkstätte und 
Museum Sachsenhausen“ überlieferten Sonderliste 

KZ Buchenwald

Jakob Lengel 
(zweiter von 
links) als Mitglied 
der Fußball-   
Herrenmann-
schaft der Freien 
Sportvereinigung 
Lüneburg (FSL) 
Mitte/Ende der 
1920-er Jahre
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Die Brüder Gustav und Fritz Goldmann, am 5.9.1904 
und am 16.4.1906 in Hamburg geboren, wurden bei-
de am 1. August 1944 in das Gefängnis eingeliefert. 
Sie waren mosaischen Glaubens, Sozialdemokraten, 
Kaufleute und wohnten in der Nordheide in Bendes-
dorf, wo sie verhaftet wurden. Ihre Eltern waren Ernst 
Goldmann und Amanda, geb. Wülffchen.

Vier Monate wurden beide im Gefängnis eingeker-
kert. Am 2. Dezember 1944 wurden sie in das KZ-Bu-
chenwald verbracht, als „Polit. Mischl. 1. Grades“ re-
gistriert (Gustav mit der Häftlingsnummer 47616, 
Fritz als Häftling-Nr. 47614) und im Block 58 des 
Kleinen Lagers untergebracht. Fritz Goldmann wurde 
von dort aus in das „Außenlager Ohrdruf (S3)“ verlegt. 
Die Häftlinge dieses Lagers, welches sich südlich von 
Gotha befand, 
wurden für den 
Bau umfangrei-
cher unterirdi-
scher Tunnel- 
und Bunkeran-
lagen einge-
setzt. 

In Hamburg er-
innern auf dem 
Ohlsdorfer Fried- 
hof (Platte sie-
ben und acht) 
ihre Namen auf 
den dortigen 
Stelen („1944, 
KZ-Buchenwald, 
ermordet“), in 
Hamburg-Mitte 
zwei Stolper-
steine an diese 
beiden Lünebur-
ger Gestapo- 
Häftlinge.

Das „KZ Auschwitz“ bezeichnet einen Lagerkom-
plex, der aus dem größten Vernichtungslager Ausch-
witz-Birkenau, dem Stammlager sowie dem KZ Ausch-
witz–Monowitz im damals deutsch besetzten Polen 
bestand. Diese drei Konzentrationslager wurden … bei 
Kraków (deutsch: Krakau) am Westrand der polni-
schen Stadt Oświęcim (deutsch: Auschwitz) errichtet. 
Zu dem Lagerkomplex gehörten auch eine Vielzahl 
von Neben- oder Außenlagern in der Region. Die eu-
ropaweit gefangen genommenen Menschen wurden 
per Bahn in das KZ Auschwitz transportiert. Es handel-
te sich um die räumlich größte Ansammlung von Kon-
zentrationslagern des Deutschen Reichs, in denen über 
1,1 Millionen Menschen ermordet wurden … Die La-
ger wurden am 27. Januar 1945 von der Roten Armee 
befreit. wikipedia

Viele Lüneburger/-innen wurden in das Konzentrati-
onslager Auschwitz deportiert und dort ermordet. Zu 
denken ist hier an die Lüneburger Juden, die auch eine 
Flucht z. B. zu Hamburger Verwandten nicht retten 
konnte und die von dort aus deportiert wurden. Oder 
an die größte Gruppe der Lüneburger Auschwitz-Häft-
linge, die Sinti, die vom Barackenlager Auf dem 
Schmarkamp/Bardowicker Wasserweg von der Lüne-
burger Polizei zunächst nach Hamburg zum Frucht-
schuppen am Hafen, einer Sammelstelle für diese 
„transportgefangenen“ Sinti, dann nach Auschwitz 
verbracht wurden. 103

Eine vorherige Haft im Lüneburger Landgerichtsge-
fängnis mussten acht Auschwitz-Häftlinge durchma-
chen: 

Die 17-jährige Polin Helena Kreanowska wurde ab den 
18.9.1943 im Gerichtsgefängnis gefangen gehalten 
und unter dem Gestapo-Aktenzeichen II E 1920/43 
registriert. Für den 22.10.1943 vermerkt das Gefange-
nenbuch „Trspt. K.L. Auschwitz“. Von ihr fehlt seither 
jede Spur. 

Ladwiga (Jadwiga) Mikulska war bei ihrer Festnahme 
durch die Lüneburger Gestapo am 5.11.1943 ebenfalls 
erst 17 Jahre alt. Sie wurde unter dem Gestapo-Ak-
tenzeichen II E 3030/43 geführt und am 10.12.1943 in 
das KZ Auschwitz deportiert. Nach Auskunft des Ar-
chivs der Gedenkstätte Auschwitz musste sie dort die 
Häftlingsnummer 76058 führen und konnte im Januar 
1945 befreit werden, verstarb aber am 7.3.1945 im 
Feldlazarett des Polnischen Roten Kreuzes. 

Emmerich Hertzka, ein Angestellter aus Ungarn, wur-
de vier Wochen im Lüneburger Gefängnis gefangen 
gehalten (ab den 15.1.1944) und am 12. Februar 1944 
in einem Sammeltransport nach Auschwitz verbracht. 
Dort erhielt er die Häftlings-Nummer 174265. Als ein 

KZ Auschwitz

Stolpersteine zum Gedenken an 
Gustav und Fritz Goldmann am 
Axel-Springer-Platz in Hamburg.
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Sein weiterer Lebens- und Sterbeweg wird nicht ganz 
deutlich: Nach Auskunft des „Bestuursekretariat ge-
meente Middelharnis“105 und des „Joods Historisch 
Museum“ in Amsterdam106 wurde Salomon G. als 
Sohn von Izaak und Adele (geb. van Dam) am 8.2.1904 
in Middelharnis geboren. Die Familie verließ im Jahr 
darauf den Ort und siedelte sich bei ihren Verwand-
ten, der niederländisch-jüdischen Familie Koperberg, 
in Amsterdam an, wo Salomon G. aufwuchs. Auf wel-
chen Wegen er schließlich im Jahre 1944 nach Lüne-
burg gelangte, konnte nicht rekonstruiert werden. Bei 
einem Eisenbahn-Gefangenentransport unternahm er 

am 9.1.1945 einen Fluchtversuch in der Nähe von 
Wilhelmshaven und wurde erschossen. Möglicher 
Weise gehörte Salomon G. zu jenen Auschwitz-Häft-
lingen, die angesichts des Vorrückens der Roten Ar-
mee zur weiteren Ausbeutung in das Reich verbracht 
wurden, in diesem Fall evtl. nach Wilhelmshaven, wo 
eine Außenstelle des KZ Neuengamme existierte und 
wo er den Wachmannschaften zu entkommen ver-
suchte.

Die Emslandlager sind eine Gruppe von Konzentra-
tions-, Straf- und Kriegsgefangenenlagern im Land-
kreis Emsland und der Grafschaft Bentheim. Es gab 
insgesamt 15 an der Grenze zu den Niederlanden er-
richtete Gefangenenlager. Sie dienten den Nationalso-
zialisten von 1933–1945 als Haftstätten mit wechseln-
den Funktionen und zentraler Verwaltung in 
Papenburg. Ihre Geschichte wird unter anderem durch 
eine Dauerausstellung im Dokumentations- und Infor-
mationszentrum (DIZ) Emslandlager in Papenburg 
dargestellt.

Die drei ersten Lager KZ Neusustrum, KZ Börger-
moor und KZ Esterwegen wurden 1933 für politische 
„Schutzhäftlinge“ errichtet. Nach der Auflösung der 
ersten beiden Lager als KZ im April 1934 und des La-
gers Esterwegen im August/September 1936 dienten 
sie und vier inzwischen neu errichtete Lager von 1934–
1945 als Strafgefangenenlager der Reichsjustizverwal-
tung. In die sechs nördlich gelegenen Lager wurden 
von 1939 bis 1945 zunehmend mehr Wehrmachtsan-
gehörige eingeliefert, die von Militärgerichten verur-
teilt worden waren.

Insgesamt wurden etwa 80.000 KZ-Häftlinge und 
Strafgefangene in den Lagern inhaftiert. Sie mussten 
härteste Arbeit bei der Kultivierung der Moore leisten. 
Viele kamen dabei zu Tode. Außerdem mussten zwi-
schen 100.000 und 180.000 Kriegsgefangene hier 
arbeiten. Bis zu 30.000 Menschen, überwiegend sow-
jetische Kriegsgefangene, starben. 

www.diz-emslandlager.de

In die „Moorlager“ (Emslandlager) wurden zehn deut-
sche Häftlinge vom Lüneburger Landgerichtsgefäng-
nis aus verbracht, zahlreiche weitere im Anschluss an 
ihre Inhaftierung zunächst an einem anderen Ort wie 
z.B. die Brüder Franz und Albert Holländer vom 
KZ-Moringen aus (s. S. 40). 

Zu den direkt in das KZ-Esterwegen Verbrachten ge-
hörten August Hohenfeld (dessen damaliger Wohnsitz 
nicht bekannt ist) und Adolf Waltje aus Lüneburg.
 
Der Korbmacher Hohenfeld wurde am 2.10.1934 in 
Lüneburgs Gefängnis in Schutzhaft genommen, muss-
te dort ein halbes Jahr verbringen und wurde am 
17.4.1935 in das KZ Esterwegen deportiert.

Gegen den Lüneburger Kommunisten Adolf Waltje 
sowie vier weitere KPD-Mitglieder verhandelte der 3. 
Strafsenat des Berliner Kammergerichts am 16.1.1934. 
Es handelte sich um den ersten von vier derartigen 
Hochverratsprozessen gegen insgesamt 21 überwie-
gend Lüneburger Kommunisten. Adolf Waltje wurde 
wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu über zwei 
Jahren Gefängnis verurteilt. Am 24.1.1934 wurde er in 
das Gefängnis nach Hannover gebracht, wo er die 

Emslandlager

Aron Gazan wurde bei einem Fluchtversuch erschossen.
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prüft werden kann. Diese „E-Polen“ (auch als 
„WED-Polen“ registriert) kamen dort in der „Abtei-
lung für Eindeutschungsfähige“ in eigene Stuben und 
wurden auch in besonderen „Polen-Kommandos“ 
eingesetzt.

Die todbringende völkisch-rassistische Nazi-Politik 
wird auch am Umgang mit diesen Männern deutlich: 
Das Delikt/Verbrechen, für das sie bestraft werden 
sollten, bestand darin, dass sie als polnische Zwangs-
arbeiter in der Lüneburger Region eine deutsche Frau 
liebten. Die beteiligten Frauen wurden sodann auf 
Anweisung der Gestapo in das KZ-Ravensbrück ver-
bracht (s. S. 51), die Männer (polnische Zwangsarbei-
ter) wurden entweder in ein anderes Konzentrations-
lager „überstellt“ und in der Regel dort oder aber von 
Beamten der zuständigen Gestapo-Behörde am „Tat-
ort“ ermordet (s. S. 72). 

Da durch die Gebietsverschiebungen in den Jahrzehn-
ten zuvor und die Umsiedlungen im westpolnischen 
Raum die Nationalität vieler dieser Personen im rassis-
tisch-völkischen Sinne unklar war, wurde in jedem 
dieser Fälle vor der willkürlichen Verhängung dieser 
Todesstrafe geprüft, ob es sich bei ihnen um „echte“ 
nichtarisch-polnische Männer handelte, oder ob in 
der Ahnen- und Familiengeschichte dieser Personen 
ein arischer Ursprung zu finden war. Hintergrund die-
ses Prozederes war, auf keinen Fall „aus Versehen“ ei-
nen Arier zu ermorden und dadurch den „wertvollen 
arischen Menschenbestand“ zu minimieren. 

In der Regel wurde die Entscheidung über den rassisti-
schen Status dieser Männer vom Reichssicher-
heits-Hauptamt innerhalb eines Zeitraumes von etwa 
einem halben Jahr vorgenommen. Die Häftlinge ver-
blieben während dieser Zeit im Lüneburger Landge-
richtsgefängnis. In jenen Fällen, in denen diese Über-
prüfung so zeitnah nicht möglich war, wurden die 
betroffenen Häftlinge in das SS-Sonderlager Hinzert 
überführt und das „SS- Rasse- und Siedlungshauptamt/
Rasseamt“ überprüfte während dessen ihre rassisti-
sche Identität. Wenn der Häftling als „eindeutschungs-
fähig“ eingestuft wurde, galten für ihn fortan die deut-
schen Gesetze und es wurden die Vorbereitungen für 
die Haftentlassung und gar die Heirat mit der betref-
fenden deutschen Frau in die Wege geleitet. Diejeni-
gen Häftlinge, deren Überprüfung negativ ausfiel, 
wurden in andere Konzentrationslager, meist in das im 
Elsass gelegene KZ Natzweiler, überstellt (wo die meis-
ten von ihnen starben) oder aber wieder zurück an die 
örtliche Gestapo zur Ermordung ausgeliefert. 

Von keinem der elf „Lüneburger Häftlinge“ des 
SS-Sonderlagers Hinzert nennt die Überlieferung ein 
Überleben zum Zeitpunkt der Befreiung 1945. 

Über vier dieser Gefangenen liegen keine Dokumente 
im dortigen Archiv der heutigen Gedenkstätte vor: 
Hans Czdzynski (geboren am 4.4.1908), Martin 
Niemyt (21.10.1903, Iwan Michaltschuk (19.8.1917) 
und Johann Goralski (19.2.1025). Auch diese Häftlinge 

waren zuvor jeweils über den Zeitraum von über ei-
nem halben Jahr im Gerichtsgefängnis inhaftiert, was 
darauf hindeutet, dass während dieser Zeit ihre rassis-
tische Identität überprüft, aber nicht geklärt werden 
konnte, so dass sie in das SS-Sonderlager verbracht 
wurden. Über die anderen Häftlinge gibt es nur spärli-
che Informationen:

Bronislaus Dembinski (geboren am 20.8.1904 in Feje-
wo/Leslau), wurde in Lüneburg unter der Ge-
stapo-Kennnummer II A 1484/42 gefangen gehalten, 
am 19.12.1942 nach Hinzert deportiert. Dort starb er 
am 18. März 1943. 

Ein Lebenszeichen über Eugeniusz Olak (geboren am 
29.3.1917, Häftlings-Nr. E-266), Marian Jedrejczyk 
(30.1.13 in Tomaszow, Nr. E-512) und Stanislaus Szy-
gula (30.8.09 in Hutki, Krs. Olkucz, Nr. E-332) be-
steht lediglich in einem Aktenvermerk, nach dem sie 
zeitweise in einem Außenkommando in Trier arbeiten 
mussten. 

Von Theodor Sidorowitsch (25.4.15 in Duboy, Krs. 
Pinsk; Lüneburger Gestapo-Registriernummer II Ost 
1124/43) ist bekannt, dass er bis zum 22. April 1943 
im Sonderlager verbleiben musste. Wahrscheinlich 
erlitt auch er dieselbe grausame „Sonderbehandlung“ 
wie die Vorgenannten und wie die beiden weiteren 
Häftlinge: 

Wladislaus Baumann (geboren am 14.6.1915 im Kreis 
Obornik) musste über ein Jahr, vom 28.2.1943 bis 
zum 29.4.1944, als Gestapo-Häftling in Lüneburg ein-
sitzen, bis er in das Sonderlager verbracht wurde. 
Dort wurde ihm mit Bescheid vom 23. Februar 1944 

Zur Prüfung 
seiner „Wieder-
eindeutschung-
fähigkeit“ wurde 
auch Iwan 
Michaltschuk in 
das SS-Sonderla-
ger verbracht.



Stempel: Sonderbehandlung
Der Chef des Rasse- und Siedlungshauptamtes-SS Prag, d. 23.3.44
Rassenamt     Postleitstelle

AZ: C 2 a 7- 229-Reg./Sch.

Betr.: Sonderbehandlung –Pole Thomas Dupel, geb. 11.4.1911
Bezug: dort. Vorgang Anlage: –

An den Reichskommissar für die Festigung Deutschen Volkstums-
Stabshauptamt

Schweiklberg, Post Vilshofen b. Passau/Niederbayern

Die Überprüfung der Sippe des Obengenannten hat ergeben, dass die-
selbe die Voraussetzungen, die an wiedereinzudeutschenden Fremd-
völkischen gestellt werden müssen, nicht erfüllt.
Demnach gilt der Pole Thomas Dupel, geb, 15.4.11 als nicht wiederein-
deutschungsfähig.
Die Überprüfung des Obengenannten wurde im Auftrage des Höheren 
SS- und Polizeiführers Hitte (Hütte/Witte) durchgeführt.
Das Reichssicherheitshauptamt- Abt. IV D 2 c – hat von vorstehendem 
Schreiben Kenntnis erhalten.

Der Chef des Rassenamtes im RUS-Hauptamt-SS

(Unterschrift: Schmitz, o.ä.) SS- Standartenführer 110
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konnte, in das KZ-Neuengamme verbracht – häufig 
zum sofortigen Töten, häufig noch am Tage ihres Ge-
fängnis-Austritts in Lüneburg

Über einige auch dieser bislang namenlos Geblieben 
soll hier berichtet werden:

Josef Judzinski aus Polen musste ab dem 11.2.1940 
bei einem Bauern in Eschen arbeiten. Im Herbst d. J. 
wurde er von der Justiz verurteilt wegen Verstoßes 
gegen den § 175 („unzüchtige Handlungen an einem 
polnischen Zivilarbeiter“) zu sechs Monaten Gefäng-
nis. Worin diese „unzüchtigen Handlungen“ (und ob 
es sie überhaupt gab) bestanden, kann nicht nachvoll-
zogen werden, weil darüber keine Überlieferungen 
vorliegen.
  
Nach seiner Haftentlassung aus dem Gefängnis We-
sermünde/Lehe war er ab Oktober 1941 beim Bauern 
Fritz Behr in Eyendorf tätig. Er war verheiratet. Seine 
Ehefrau und seine Tochter waren ebenfalls bei diesem 
Bauern untergebracht und mussten dort arbeiten. 
Über die Frage, ob nach seiner Haftentlassung eine 
weitere Gestapo-Strafe anzuordnen sei, entschied die 
Lüneburger Dienststelle: „Mit Rücksicht darauf, dass 
er die Tat an einem Polen begangen hat, … halte ich 

weitere Maßnahmen gegen ihn für nicht erforderlich... 
Er wird staatspolizeilich überwacht.“112

Am 21.9.1942 wurde J. Judzinski vom Eyendorfer 
Gendarmen festgenommen und in das Winsener Ge-
richtsgefängnis verbracht „wegen Unzucht nach § 175 
RStrGB (Reichsstrafgesetzbuch) begangen am 
19.19.1942 an zwei bei dem Bauern B. in Eyendorf 
eingesetzten HJ-Jungen.“ 113 Auch hier kann nicht 
nachvollzogen werden, worin diese Tat bestand, denn 
auch über diesen konkreten Vorfall existieren keine 
weiteren Dokumente.
 
Der Landrat forderte nun vom Regierungspräsiden-
ten: „Er hat sich jede Rücksichtnahme gegen ihn ver-
scherzt und es ist nunmehr an der Zeit, daß gegen ihn 
mit aller Schärfe vorgegangen wird“, der diese Forde-
rung aufgriff und seinerseits von der Lüneburger Ge-
stapo verlangte „ ... gegen den Polen mit allerschärfs-
ten Mitteln vorzugehen.“ Die Harburger Anzeigen und 
Nachrichten berichteten am 6.10.1942 über diese 
Festnahme, suggerierten ein justizielles Verfahren 
und blieben im Tatvorwurf im Vagen: „Eyendorf. Pol-
nischer Unhold. In Eyendorf wurde ein verheirateter 
polnischer Arbeiter verhaftet und dem Gericht zuge-
führt, der sich in unsittlicher Weise an Jungen heran-
zumachen versuchte.“114

Am Tage nach der Veröffentlichung dieses Zeitungs-
berichts wurde J. Judzinski von Winsen aus nach Lü-
neburg „überstellt“ und als Grund dafür im Winsener 
Gefangenenbuch vermerkt: „von Gestapo Lüneburg 
abgeholt“. Eventuell benötigten die Lüneburger Be-
amten noch einige Zeit um zu entscheiden, wo der 
Delinquent ermordet werden sollte. Am 1.12.1942 
wurde J. Judzinsi von der Gestapo aus dem Lünebur-
ger Gerichtsgefängnis geholt und am selben Tage 
noch im Hauptlager des KZ-Neuengamme exekutiert. 
Das Lüneburger Gefangenenbuch notiert: „entl., ab-
geholt v. Gestapo“.

Boleslaw Lipinski, geboren am 15.6.1915 in Maydom 
Kamorowski/Suk (Eintrag Gefangenenbuch) arbeitete 
als polnischer Zwangsarbeiter in Knesebeck im Land-
kreis Gifhorn. 115 Er wurde von der Gestapo unter 
dem Aktenzeichen „II A 4315/41“ in Schutzhaft ge-
nommen und am 30.10.1941 in das Lüneburger Land-
gerichtsgefängnis eingeliefert, wo er über ein halbes 
Jahr verbleiben musste. Man warf ihm vor, einen 
„verbotenen Kontakt“ (eine Liebesbeziehung) mit ei-
ner deutschen Landarbeiterin im Dorf unterhalten zu 
haben. Am 18.6.1942 wurde er von der Gestapo ab-
geholt, in das KZ-Neuengamme verbracht und noch 
am selben Tage ermordet. Seine Sterbeurkunde Nr. 
785 vom 22.8.1942 gibt als Todesursache an: „Ursa-
che: Tod durch Erhängen/ Auf Befehl“. 116 Das Lüne-

Grabplatte Igor 
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Lebenstedt
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sich dann aber anders: Milozyslaw Kaniewski wurde 
am 11.1.1944 „entl., abgeholt v. Gestapo“.

Der 22-jährige sowjetische Kriegsgefangene Arkadi 
Kolesnikow aus Vorminsk/Sibirien lernte auf seiner 
Einsatzstelle im Lüneburger Umland eine deutsche 
Frau kennen und die beiden verliebten sich ineinan-
der. Zunächst wurde er nach der 
Entdeckung dieser „Tat“ in das 
Stammlager Sandbostel verbracht. 
Während die Kriegsgefangenen 
aus dem westlichen Ausland we-
gen dieses Vergehens wegen „Un-
gehorsams“ (sie hatten die Vor-
schriften übertreten) zumeist zu 
drei Monaten Gefängnis von einem 
Militärgericht verurteilt wurden, 
galt diese Regelung für die osteuro-
päischen Kriegsgefangenen nicht: 
Arkadi Kolesnikow wurde am 
4.12.1943 festgenommen und vom 
Gefreiten Kröger in das Lüneburger 
Gerichtsgefängnis „zu Händen der 
Gestapo“ verbracht, „weil er mit 
einer Reichsdeutschen intim ver-
kehrte“. Er musste während seiner 
Haft im Lüneburger Holzhof arbei-
ten und sollte in das KZ-Neuen-
gamme verbracht werden, wozu 
am 31.1.1944 die entsprechende 
Anweisung erteilt wurde. Einige 
Tage später, am 4.2.1944 wurde 
Arkadi Kolesnikow „entl., abgeholt 
v. Gestapo“. Es ist stark anzuneh-
men, darauf weist das ihm vorge-
worfene „Delikt“ hin, dass auch 
dieser junge Mann von der Lüne-
burger Gestapo nach Neuengam-
me verbracht und dort ermordet 
wurde.

Das gleiche gilt sicher auch für den 
22-jährigen Arbeiter Franz Ulrich 
„Israel“ Simon (geboren in Hannover). Dieser von den 
Nazis als „Jude“ abgestempelte junge Mann wurde am 
4.1.1942 in das Gerichtsgefängnis eingeliefert und 
über ein halbes Jahr in Schutzhaft gehalten. Für den 
10.7.1942 vermerkt das Gefangenenbuch: „entl., von 
Gestapo abgeholt“. Nach Auskunft des Standesamtes 
in Hannover wurde Franz Simon einige Jahre nach 
1945 für tot erklärt.

Konstantin Schalimpin (geboren am 22.01.1919 in 
Andrejewo/Sowjetunion) wurde am 5.8.1942 als 
Schutzhäftling von der Lüneburger Gestapo im Ge-

richtsgefängnis gefangen gehalten. Am 13.8.1942 
wurde er „entl., abgeh. von Gestapo“ und augen-
scheinlich in das KZ-Neuengamme verbracht. Das 
Totenbuch der Neuengammer KZ-Gedenkstätte weist 
aus, dass er dort die Häftlingsnummer 9544 tragen 
musste und am 5.5.1943 im Hauptlager des KZ starb.

Auch der junge Pole Stanislaw Kublik, fast noch ein 
Kind, der in Nateln (Landkreis Uelzen) Zwangsarbeit 
leisten musste, wurde von der Lüneburger Gestapo im 
Gerichtsgefängnis inhaftiert. Ihm wurde vorgeworfen, 
„drei auf dem Felde stehende Mähbinder gewaltsam 
beschädigt zu haben, um eine möglichst große Stö-
rung des Arbeitsganges in der Erntezeit hervorzurufen 
und seinen Arbeitgeber zu schädigen.“ Er wurde in 
Nateln verhaftet, unter dem Aktenzeichen „Gestapo 
III 691/42“ registriert und nicht zur weiteren Verneh-
mung in das Gerichtsgefängnis in Uelzen, sondern 
sofort am 20. August 1942 vom Gendarmen Müller 

Oberwacht-
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Neben der Einlieferung von Lüneburger Schutzhäftlin-
gen in ein Konzentrationslager zur „Vernichtung durch 
Arbeit“ oder zur Exekution ermordete die Lüneburger 
Gestapo selber zahlreiche Zwangsarbeiter in eigener 
Verantwortung unter Herbeiziehung der Ortspolizei 
bzw. der Gendarmerie für „logistische Zwecke“. Der 
Lüneburger Gestapo-Mann Janssen führte dazu aus: 
„Gegen Polen und Ostarbeiter konnte beim RSHA 
Sonderbehandlung beantragt werden, d.h. Aufhän-
gen. Soweit ich mich entsinne sind in Lüneburg 2 – 3 
Exekutionen durch die Gestapo vorgenommen wor-
den.“ 120 Zwar konnten diese Angaben für den Stadt-
bereich Lüneburg noch nicht verifiziert werden, aber 
die Hinweise von ehemaligen Lüneburger Zwangsar-
beiterinnen deuten in die Richtung, dass auch in Lü-
neburg selbst Exekutionen stattfanden: Janina P. etwa 
berichtete, „…dass im Lager in Lüneburg Zwangsar-
beiter öffentlich gehängt wurden. Alle mussten sich 
auf dem Appellplatz versammeln.“ 121 Eine weitere 
Zwangsarbeiterin, die bei der Firma Kausch & Co. 
(Goseburgstraße) arbeiten musste, gab an, dass einige 
ihrer Leidensgenossen wegen unzureichender Ver-
pflegung dort ihre Arbeit verweigert hätten und dar-
aufhin die Anführer getötet wurden. 122 Leider lassen 
sich heute diese genannten Exekutionen nicht mehr 
überprüfen – ebenso wenig  wie viele weitere Hinwei-
se aus der Dorfbevölkerung der Region, aus der Fach-
literatur und aus den Archivunterlagen: In Radbruch 
etwa, so erzählt man sich im Dorf, soll ein junger Pole 
von der Gestapo getötet worden sein. Ein Zeitzeuge, 
Hermann Bruns, berichtete über die Erhängung eines 
polnischen Zwangsarbeiters im März 1941 in einem 
Waldstück unweit von Holdenstedt. Der Ermordete 
soll im Lüneburger Kalkwerk beschäftigt gewesen 
sein. Unbekannt bleibt auch der Name des Hingerich-
teten, von dem ein früherer polnischer Zwangsarbei-
ter berichtete, der an einer weiteren Ermordung (zum 
Zwecke der Einschüchterung) teilnehmen musste, als 
er ausführte, „dass alle Polen von Dannenberg aus 
etwa 6 Stunden zur Hinrichtungsstätte Zamal (?) mar-
schieren mussten, wo ein Pole gehängt wurde.“ 123

Hinweise in der Fachliteratur können ebenfalls nicht 
mehr eindeutig aufgelöst werden, weil aus verschie-
denen Gründen die Namen anonymisiert oder nicht 
genannt wurden oder die Quellenlage keine Hinweise 
auf die Namen der Hingerichteten oder den Exekuti-
onsort geben. Köhler etwa berichtet z. B. von der Er-
schießung eines kroatischen Zwangsarbeiters in Bom-
litz (Kreis Fallingbostel) auf Anweisung der Gestapo 
und ebenfalls 124 von bestimmten Vorgängen in Bo-
denteich, wo am 31.3. 1945 ein deutscher Arbeiter 
beim Plündern von Eisenbahnwagons gestellt und 
nach Absprache zwischen dem Bürgermeister Max 
Schmitz, Gauleiter Telschow und der Lüneburger Ge-
stapo (W. Westermann) unter Hinzuziehung der örtli-

chen Gendarmerie umgehend hingerichtet wurde wie 
zwei Tage später ebenfalls ein 20-jähriger slowaki-
schen Zwangsarbeiter. „Bis zur Bestattung blieben die 
Toten zur Abschreckung hängen, Ausländer aus der 
ganzen Umgebung wurden vorbeigeführt…“. Ob die-
se Personen zuvor im Lüneburger Gefängnis inhaftiert 
waren, konnte nicht in Erfahrung gebracht werden. 125

Auch eine Exekution in Röhrse im November 1944 
und die Ermordung von drei polnischen Zwangsarbei-
tern in Uetze (diese Orte gehörten seinerzeit zum 
Kreis Burgdorf im Regierungsbezirk Lüneburg) konn-
ten nicht vollständig aufgeklärt werden. Über die Uet-
zerner Exekutionen vom 29.12.1942 äußerte sich le-
diglich der dortige Polizeimeister Schenk in einer 
Vernehmung am 5.8.1947 , „… dass zwei polnische 
Zwangsarbeiter, es waren Brüder, mit ihrem Arbeitge-
ber, dem Bauern Heinrich Pahls, bei ihrer Tätigkeit auf 
dem Felde in Streit geraten waren und diesen mit ei-
ner Rübenforke schlugen.“ Größere Verwundungen 
scheint der Landwirt nicht davon getragen zu haben, 
denn er setzte seine Feldarbeit bis zum Abend fort. 
Dann informierte er den örtlichen Bezirkswachmeis-
ter Fengler, der diesen Vorfall der Celler Gestapo, eine 
Außenstelle der Lüneburger Behörde, meldete. Am 
29.12.1942 wurden die beiden Polen in einem Eichen-
hain zwischen Uetze und Abbeile erhängt. Polizei-
meister Schenk: „Von der Geheimen Staatspolizei war 
angeordnet, daß 100 Polen männliche Geschlechts 
aus den umliegenden Ortschaften herangezogen wur-
den, die nach der Hinrichtung an die Richtstätte ge-
führt werden sollten. Es wurden dann die Polen aus 
den Ortschaften Altmerdingsen, Dollberge, Katensen, 
Oelerse und Uetze nach Uetze bestellt und diese wur-
den dann unter Bewachung an die Richtstätte geführt. 
So mußte auch ich mit meinen Polen dort hin. Wie ich 
mit den Polen dort eintraf, war das Urteil bereits voll-
zogen. Der Tod war bei beiden schon eingetreten. Die 
Polen mußten Aufstellung nehmen und der Kriminal-
rat Westermann hielt an sie eine Ansprache, die durch 
den mitgebrachten Dolmetscher übersetzt wurde…. 
Wie die Ansprache beendet war, mußte ich mit den 
Polen wieder abmarschieren… Genau 4 Wochen spä-
ter wiederholte sich dasselbe. Da kam dieselben Ge-
stapomänner mit dem Polen, der bei Bente (Otto 
Bente aus Uetze, d. V.) war und bereits 6 Monate Ge-
fängnis verbüßt hatte und hängten auch den auf.“ 126

Völlig unbekannt blieb bislang auch, ob jene sowjeti-
schen Kriegsgefangenen, die im Kriegsgefangenen- 
Stammlager XD (Wietzendorf) in einem „Sonder-
pferch“ gefangen gehalten wurden, zuvor im Lünebur-
ger Gerichtsgefängnis einsitzen mussten. Diese Ge-
fangenen wurden in Wietzendorf „ausgesondert“ und 
zu ihrer Ermordung in das KZ-Sachsenhausen ver-
bracht (mittels einer Genickschussanlage wurden dort 
insgesamt mindestens 1.862 sowjetische Kriegsgefan-
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dorf: „Nach erfolgter Rücksprache mit mehreren Ein-
wohnern ist eine Aufhängung eines Polen in Brietlin-
gen nie erfolgt.“ 133 Der Ort Lüdershausen befindet 
sich in ca. drei Kilometer Entfernung von Brietlingen; 
die Ermordung des M. Kaczmarek war natürlich der 
Dorfbevölkerung der Umgebung bekannt, ebenfalls 
dem Gemeindedirektor des benachbarten Brietlingen.

Zwar kann den Spruchgerichten insgesamt eine inten-
sive Aufklärungsabsicht der NS-Taten nicht abgespro-
chen werden, aber sie scheiterte vielfach an der unzu-
reichenden Möglichkeit zur Beweisführung (kaum ein 
Beschuldigter oder Mitläufer konnte sich angeblich an 
Namen der Mitbeteiligten erinnern) und der Kumpa-
nei der Täter, die sich gegenseitig mit Entlastungsargu-
menten versorgten („Persilscheine“), häufig auch aus-
gestellt von Gemeindepastoren.

Nach dem Übergang der Kompetenzen der Spruchge-
richte auf die deutsche Justiz führte die weitere Straf-
verfolgung der Täter zu keinem Ergebnis, bis am 26. 
April 1968 schließlich Lüneburgs Erster Staatsanwalt 
Hoenisch sämtliche Verfahren in Sachen „Exekutio-
nen“ gegen die Lüneburger Gestapo-Täter einstellte. 
Er kaprizierte sich in seiner Begründung auf den Ge-
stapo-Chef Westermann als einzigen Täter (obwohl 
den Sterbeurkunden der Exekutierten die Täterschaft 
weiterer Gestapo-Männer zu entnehmen ist) und 
schließt seinen Einstellungsbericht mit den Worten: 
„Anhaltspunkte zur Ermittlung weiterer Beschuldigter 
liegen nicht vor. Westermann selbst ist tot.“134

Anschließend wurden die betreffenden Akten nicht 
an das Niedersächsische Hauptstaatsarchiv abgege-
ben, wie es die entsprechenden Verfahrensregelungen 
vorschreiben, sondern durch die Lüneburger Staats-
anwaltschaft vernichtet.135 Sämtliche Ermittlungsak-
ten der Lüneburger Staatsanwaltschaft wurden somit 
eigenmächtig entsorgt, diese Spuren zu den Tätern 
vorerst gelöscht.

Nachdem Mitte der 80-er Jahre wegen des öffentli-
chen Protestes über die ausbleibenden Ermittlungser-
gebnisse die Staatsanwaltschaften vom niedersächsi-
schen Justizministerium aufgefordert wurden, sich 
intensiv um die Nazi-Täter zu bemühen, vernahmen 
Beamte des Landeskriminalamtes im Auftrage des Lü-
neburger Oberstaatsanwaltes den bekannten und be-
rüchtigten Lüneburger Gestapo-Mann Martin Hinz 136 
im Jahre 1986, um ihn zur Ermordung des Stanislaus 
Markiewicz und nach seinen Nazi-Mittätern zu befra-
gen. Hinz aber verweigerte dazu jegliche Aussage. 
Nach dem Vernehmungsprotokoll erklärte Hinz: „Ich 
stehe auf dem Standpunkt, daß ich auf keinen Fall 
durch eine Namensnennung jemanden zu nahetreten 
oder vielleicht belasten möchte.“ Mit dieser Aussage 

gab sich die Lüneburger Staatsanwaltschaft zufrieden. 
Jeder andere Verdächtige, zumal in einer Mordsache, 
wäre sofort in Ordnungs-/Beugehaft genommen wor-
den, nicht aber dieser Gestapo-Täter. 137

Auch ein weiteres Beispiel dokumentiert den man-
gelnden Ermittlungseifer bzw. das offensichtliche 
Desinteresse der Lüneburger Staatsanwaltschaft: 
Nachdem um das Jahr 2000 herum Mitglieder und 
Freunde der Lüneburger VVN-BdA den o. g. Gerüch-
ten nach einer Exekution eines Zwangsarbeiters in 
Lüdershausen nachgegangen waren und sich bestätig-
te, dass dort tatsächlich ein Gestapo-Mord stattfand, 
nämlich an den jungen Polen Marjan Kaczmarek, 
stellte sich heraus, dass die Staatsanwaltschaft Lüne-
burg es in der Vergangenheit jahrzehntelang unterlas-
sen hatte, ein Ermittlungsverfahren in dieser Sache zu 
führen. Dabei waren die entsprechenden Akten zu 
diesem Fall in verschiedenen Archiven vorhanden, die 
Sterbeurkunde mit der Bemerkung „Tod durch Erhän-
gen durch die Staatspolizei“ befindet sich bei der Ver-
waltung der Samtgemeinde Bardowick. 

Nach einer Anzeige der VVN-BdA wegen Mordes an 
Marjan Kaczmarek vom 10.5.2011 wurde dieses Ver-
fahren von Oberstaatsanwalt Kazimierski am 
16.11.2011 eingestellt „ … mangels eines heute noch 
lebenden Beschuldigten“.138

Die Lüneburger Staatsanwaltschaft unterließ es von 
Anfang an, gegen die Gestapo-Mörder energisch zu 
ermitteln. Sie vertuschte die Spuren, die zu den Tätern 
führen konnten, unterließ es willentlich, diese zur Re-
chenschaft zu ziehen und wartete bewusst solange, 
bis diese eines natürlichen Todes gestorben waren um 
schließlich zu konstatieren, dass eine Strafverfolgung 
mangels lebender Beschuldigter nicht mehr möglich 
sei.
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Auch Fragen nach der anschließenden Verbringung 
der Leiche und der Benachrichtigung der Angehörigen 
(was im Falle der osteuropäischen Zwangsarbeiter 
überwiegend nicht geschah), regelte der o. g. Erlass:

„Der verantwortliche Dienststellenleiter hat nach 
pflichtgemäßen Ermessen zu entscheiden, ob die Lei-
che dem nächsten Krematorium zur Verbrennung zu 
überweisen oder der nächsten Universitätsklinik 
(Anatomie) zur Verfügung zu stellen ist. Falls die 
Überführung der Leichen in das nächste Krematorium 
oder die nächste Anatomie nur unter großem Benzin-
verbrauch möglich ist, bestehen gegen die Beerdigung 
auf einem Judenfriedhof oder in der Selbstmörderecke 
eines großen Friedhofes keine Bedenken. Die entste-
henden Kosten trägt die Geheime Staatspolizei… Die 
Verständigung der Angehörigen erfolgt grundsätzlich 
erst nach Durchführung der Exekution… Wohnen die 
Angehörigen des Exekutierten nicht im Reichsgebiet 
oder handelt es sich um in den eingegliederten Ostge-
bieten wohnende Polen, übernimmt das RSHA 
(Reichssicherheitshauptamt) die evtl. erforderliche 
Verständigung. Bei Ostarbeitern unterrichtet die zu-
ständige Staatspolizeileitstelle das Arbeitsamt mit 
dem Hinweis, daß den Angehörigen die Todesursache 
nicht bekanntzugeben ist.“ 141 Zu informieren sei aber 
die zuständige Staatsanwaltschaft durch die Gestapo.

Nach bisherigen vorläufigen Recherchen wurden von 
der Lüneburger Gestapo nach den genannten Ab-
lauf-Regelungen dieses Erlasses mindestens 14 Perso-
nen ermordet (neben den hier Aufgeführten auch 
Wolay Wojcieck, s. S. 22 ), die sie zuvor bis zum Zeit-
punkt ihrer Exekution im Gerichtsgefängnis als 
Schutzhäftlinge gefangen hielt:

Über die Ermordung des 18-jährigen Polen Stanislaus 
Mikolajczyk (aus Sieradz/Polen) in Höfer (Kreis Celle), 
der seine letzten Monate vom 8.5.1942 bis zum 
3.11.1942 im Lüneburger Gerichtsgefängnis unter der 
Gestapo-Reg.Nr. II A 1591/42 verbringen musste be-
vor er „entl., abgeh. von Gestapo“ wurde, berichten 
Köhler und Buhr:

„Der 18-jährige polnische Arbeiter Stanislaus Mikolay-
czyk wurde am 2. November 1942 wegen einer „uner-
laubten Beziehung zu einer deutschen Frau“ öffentlich 
erhängt. Der Leiter der Lüneburger Gestapo, Wester-

Hinrichtung 
eines polnischen 
Zwangsarbeiters 

in Franken.
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gegen einen damaligen Polizeibeamten aus Lüchow, 
der am 5.4.1942 einen sowjetischen Kriegsgefange-
nen tödlich angeschossen hatte, schrieb die Staatsan-
waltschaft beim Landgericht Lüneburg am 26.4.1968 
an die „Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen 
in Ludwigsburg“: „In dem Verfahren waren aber zwei 
Fälle von öffentlicher Hinrichtung im Kreise Lü-
chow-Dannenberg bekannt geworden. Der polnische 
Zivilarbeiter Jan Wozinicek war bei einer Landwirtin in 
Satemin beschäftigt. Nachdem er ihr gegenüber tät-
lich geworden war, erstattete sie Anzeige wegen Kör-
perverletzung. Die Gestapoaußenstelle Lüneburg 
übernahm den Fall und erhängte Wozinicek am 
28.1.1943 in Satemin, wobei wieder die Polizei ab-
sperrte und die Fremdarbeiter der umliegenden Dör-
fer zusehen mussten.“ Die Sterbeurkunde für Jan 
Wozinicek, die am selben Tage ausgestellt wurde „auf 
mündliche Anzeige der Geheimen Staatspolizei Lüne-
burg“, unterzeichnete einer der Gestapo-Täter, Krimi-
nalkommissar Manfred Trodler 146 Die in diesem 
Schreiben der Lüneburger Staatsanwaltschaft er-
wähnte zweite Exekution konnte bislang noch nicht 
zugeordnet bzw. aufgeklärt werden.

Der polnische Zwangsarbeiter Ryszard Krankowski 
(registriert auch als Richard Krakowski), geboren am 
23.2.1915 in Poremba, Kreis Ostrow, war in Sammatz 
im Landkreis Dannenberg auf einem Bauernhof tätig 
und hatte anscheinend mit dem Bruder seiner Arbeit-
geberin einen handfesten Streit, bei dem es zur kör-

perlichen Auseinandersetzung kam. Der Anlass dafür 
ist nicht mehr feststellbar. Am 25.12.1941 wurde er 
unter der Gestapo-Reg.-Nr. II A 4954/41 in das Lüne-
burger Gerichtsgefängnis eingeliefert, in Schutzhaft 
gehalten und etwa ein viertel Jahr später, am 1.4.1942, 
„entl., von Gestapo abgeholt“. Am selben Tag noch 
wurde er in Sammatz exekutiert, seine Leiche einige 
Zeit später auf dem Friedhof Hamburg-Ohlsdorf (Gra-
banlage BI 71-60/18) begraben.147

Der polnische Zwangsarbeiter Jan Musial (geboren 
am 6.5.1917 in Budzow, Kreis Radomsko), der in Vad-
densen (Kreis Dannenberg) beim Bauern Gäthke 
Zwangsarbeit leisten musste, wurde am 15.5.1944 als 
Justizhäftling in das Lüneburger Gerichtsgefängnis 
eingeliefert. Als Straftatverdacht wurde „Mord“ ange-
geben. Er soll, so wird berichtet, die Tochter seines 
Arbeitgebers im Streit erschlagen haben. Ein Prozess 
fand nicht statt: Jan Musial wurde von der Justiz an 
die Gestapo übergeben, am 9.6.1944 aus dem Ge-

Der Standesbe-
amte Stahlbeck 
stellt am 
1.4.1942 eine 
Sterbeurkunde 
für Ryszard 
Krankowski 

aus: „Eingetragen auf mündliche Anzeige von Kriminalrat August Wester-
mann aus Lüneburg. Der Anzeigende hat sich durch Dienstausweis ausgewie-
sen. Er ist aus eigener Wissenschaft von dem Sterbefall unterrichtet.“

Abb. links:
Sterbeurkunde 
Jan Woziniak
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wiebeck (Landkreis Uelzen) beim Bauern Schliekau 
zwangsarbeiten, der ihn beim Bürgermeister Willi 
Sander anzeigte. Am 11.11.1943 wurde er als Schutz-
häftling in das Lüneburger Gerichtsgefängnis ver-
bracht. Ihm wurde vorgeworfen, seinen Arbeitgeber 
mit einem Stein beworfen und ihn anschließend mit 
einer Mistgabel bedroht zu haben. Am 20.1.1944 
wurde P. Jankowski vom Gefängnis „Entl., abgeh. v. 
Gestapo“ und noch am selben Tage im Bostelwiebe-
cker Forst exekutiert. Als „Amtsträger“ nahmen an 
dieser Exekution teil u.a. NSDAP-Kreisleiter Ellenberg, 
Bäckermeister Künast (Altenmedingen) und Heinrich 
Schröder (stellv. Bürgermeister Bostelwiebeck).152

Am 15.1.1943 wurde der polnische Zwangsarbeiter 
Heinrich Wiesczeczynski im Uelzener Stadtwald hin-
gerichtet.

Als Sohn einer polnischen Einwandererfamilie wurde 
Heinrich Wieszceczynski am 9. Oktober 1919 gebo-
ren in Wanne (ab 1926 Wanne-Eickel). Er besuchte 
die Schule, erlernte das Schlosserhandwerk und 
musste, ebenso wie die vielen anderen Polen, die zwi-
schenzeitlich keine deutsche Staatsbürgerschaft er-
werben konnten und weiterhin als polnische Staats-
bürger definiert wurden, ab 1939, da war er 20 Jahre 

alt, Zwangsarbeit für die Deutschen leisten. Es ist 
nicht bekannt, an welchen Orten er diese Arbeit leis-
ten musste, bevor man ihn nach Uelzen abkomman-
dierte. Dort kam er in einer Baracke am Bahnhof un-
ter, in der viele Zwangsarbeiter überwiegend 
polnischer Nationalität leben mussten. Sie war als 
„Polenbaracke“ bei den Bewohnern Uelzens bekannt 
und befand sich seinerzeit in der Verlängerung der 
Dietrichsstraße in der Karlstraße. Arbeiten musste er 
am Bahnhof bei der Reichsbahn und dabei bestimmte 
Waren in Güterwagons laden, diese auch entladen 
und anschließend die Eisenbahnanhänger säubern. 
Am 16. Oktober 1942 geriet er in einen Streit mit 
seinem Arbeitskollegen (möglicher Weise war es auch 
sein deutscher Vorgesetzter) Arthur Bauer. Dieser 
Streit eskalierte und endete in  einer Rangelei. Die 
Kontrahenten schlugen sich schließlich, wenn auch 
nicht sehr heftig. Arthur Bauer zeigte den jungen Po-
len darauf hin bei der Ortspolizei in Uelzen an und 
diese eilte an den Arbeitsplatz (oder die „Polenbara-
cke“) und vernahm Heinrich W. zu diesem Vorfall. 
Zeitgleich benachrichtigte sie im Auftrage des Bürger-
meisters Farina die Gestapo in Lüneburg, die am sel-
ben Tage nach Uelzen kam und ihn festnahm. Nach 
einer ersten Vernehmung in Uelzen wurde Heinrich 
W. nicht, wie in solchen Fällen üblich, ins Uelzener Ge-
richtsgefängnis verbracht und dort als Schutzhäftling 
gefangen gehalten, sondern sofort am selben Tag nach 
Lüneburg in das Landgerichtsgefängnis eingeliefert, 
was bereits auf eine besondere Schwere des Tatvor-
wurfs hinweist. Sein „Fall“ wurde von der Lüneburger 
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gebunden und befand sich an diesem Ast auch ein 
Strick mit einer Schlinge. Darunter waren zwei Sche-
mel aufgestellt.

Ich erhielt nun Weisung die im Lager befindlichen Po-
len durch die Marinebauleitung in der Nähe des ge-
schilderten Ortes zu holen, was geschehen. Zur An-
fangsstellung zurückgekommen, stand auf einem 
Schemel eine Zivilperson und war dieses der Pole Max 
Marzeck, geb. 23.4.16 zu Harmuanka. Diesem wurde 
das Urteil verkündet, was durch einen Polizei-Meister 
aus Lüneburg in polnisch übersetzt wurde. Hierauf 
mussten zwei Polen, die von Lüneburg mitgebracht 
waren, den M. die Schlinge um den Hals legen, der 
Schemel wurde weggezogen und war der M. nach 
wenigen Minuten tot. Ein anwesender Arzt stellte den 
Tod fest und jetzt wurde M. in einen Sarg gelegt, der 
auch zur Stelle war. 

Wie Marzek noch in der Schlinge hing wurden die hier 
im Marinebaulager arbeitenden 75 Polen herange-
führt und wurde ihnen auch noch einmal das Urteil 
bekannt gegeben und wurden sie an Hand des Falles 
auch verwarnt. … Nach der Urteilsvollstreckung wur-
de uns vom Ober-Reg. Rat Hoffmann gesagt, nicht 
über die Angelegenheit zu sprechen…“157

Am 4.Mai 1942 wurde der Pole Julian Milejski in Stel-
le in einem kleinen Wäldchen (links der Kreisstraße 22 
an der Brücke über die A 250) von der Lüneburger 
Gestapo ermordet. J. Milejski, geboren am 7.10.1921 
im polnischen  Zawiercie/Kielze, war als Zwangsarbei-
ter auf einem Bauernhof in der Gemeinde Stelle be-
schäftigt. Er hatte ein Liebesverhältnis zu einer deut-
schen Frau, Margarethe L., die in direkter Nähe des 
Hofes wohnte. Julian Milejski wollte diese illegale Be-
ziehung beenden, nachdem er von Bewohnern des 
Ortes vor einer Verfolgung durch die Nationalsozialis-
ten gewarnt worden war. Möglicher Weise aufgrund 
der Enttäuschung über diese Trennungsabsichten 

zeigte ihn seine Freundin bei der Polizei an mit dem 
Vorwurf, er habe sie sexuell belästigt.

Am 21.11.1941 wurde Julian Milejski in das Lünebur-
ger Landgerichtsgefängnis eingeliefert und als Ge-
stapo-Schutzhäftling gefangen gehalten unter der 
Reg.-Nr. II A 4604/41, „wo er vernommen und dabei 
auch misshandelt wurde.“ Wikipedia „Weil er ein guter 
Arbeiter war und auf dem Hof dringend gebraucht 
wurde, machte sich die Bäuerin auf den Weg nach 
Lüneburg, um seine Freilassung zu erwirken. Julius 
wurde aus der Zelle geholt und in Anwesenheit der 
Bäuerin zu Sache „vernommen“. Jedes Mal, wenn er 
etwas sagen wollte, wurde er von seinen SS-Aufse-
hern brutal zusammen geschlagen. Man wollte ihn 
offenbar gar nicht hören. Der Versuch, ihn aus den 
Klauen seiner Peiniger zu befreien, blieb leider ohne 
Erfolg.“ 158

Am 23.3. 1942 wurde Julian M. vermutlich von der 
Gestapo zunächst in das Lüneburger Krankenhaus 
und in die dortige „Polenbaracke“ eingeliefert oder, 
wie andere Quellen berichten, in das Krankenrevier 
des KZ-Neuengamme, denn der Gefängnisarzt, Medi-
zinalrat Dr. Rohlfing, attestierte ihm am selben Tage 
starke „Schmerzen in der rechten Unterbauchgegend. 
Durchfälle. Deutlicher Druckschmerz in der Blind-
darmgegend mit Bauchdeckenspannung. Temperatur 
39,2 °. Wegen Verdachts auf Blinddarmentzündung 
Krankenhausüberführung nötig.“ Diese Krankheit 
konnte den Tod des jungen Polen lediglich um 12 Tage 

Personalbogen 
Gerichtsgefängnis: 
Julian Mileyski, 
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Gestapo“ am 
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„Marcec Boleslaw, Cause of death: exekution“
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Der Lehrer beendete seinen Unterricht und ging zu 
der vorgesehenen Hinrichtungsstätte gegenüber dem 
Friedhof. Da man von der Schule alles hatte einsehen 
können, sind, wie mehrere Zeitzeugen berichteten, 
auch Kinder mitgelaufen, manche offenbar auch mit 
ihren Vätern, und waren bei der Hinrichtung dabei … 

Nach der Verlesung des Urteils (es handelt sich nicht 
um ein Urteil, sondern um die „Sonderbehand-
lungs“-Verfügung des RSHA, d. V.) mussten zwei 
Cousins des jungen Polen den Schemel wegziehen. 
Auch hier wurden alle Polen aus der Umgebung zum 
Zwecke der Abschreckung an dem Erhängten vorbei-
geführt... Danach wurde, offenbar in der in der 
Schulchronik genannten Bürgermeisterei, die Exekuti-
on „gefeiert“, die Leiche des Erhängten lag unbeklei-
det auf einem Wagen vor dem Haus. Der Postbote, 
der vorbeikam und den Toten sah, sagte: ‚Könnt ihr 
denn den armen Kerl da draußen auf dem Wagen 
nicht wenigstens bedecken, damit er da nicht so nackt 
liegt.‘“ 

Auf dem Heidenauer Friedhof befindet sich in einem 
Bereich eine Gräber- und Gedenkanlage für ukraini-
sche Personen, die 1944/45 vor der Roten Armee 
nach Deutschland geflohen waren, sich in der Haide-

nauer Gegend niederließen und im Laufe der Zeit hier 
starben. Alle diese Gräber sind mit großen, geschmück-
ten Grabsteinen versehen, sehr sauber und gepflegt 

gehalten und ein großer Gedenkstein mit einer Erinne-
rungstafel bildet den Kern dieser Gräberanlage.

In einer Randlage dieses Friedhofs, unmittelbar zur 
Straße hin auf einem verwahrlosten Areal, befindet 
sich in deutlichem Kontrast dazu eine kleine, vom 
Buschwerk zugewachsene Grabplatte, die nach 1945 
angefertigt wurde und auf der zwei Namen mit Ge-
burts- und Todesdaten zu lesen sind, wenn diese klei-
ne Platte zuvor gesäubert wird: Braslawitz Mychail 
(dessen Vor- und Nachname vertauscht wurde und als 
Sterbejahr die Jahreszahl „1946“ angegeben wird) und 
Bolseslaw Zimakowski, der ermordete polnische 
Zwangsarbeiter. Das Sterbedatum von B. Zimakowski 
wird nicht korrekt genannt. Statt des Exekutionsda-

Abb. links: 
Sterbeurkunde 
für Boleslaw 
Zimakowski: „Tod 
durch Erhängen“ 
in Heidenau

Große, gepflegte  
Gräber- und 
Gedenkanlage 
für ukrainische 
Flüchtlinge auf 
dem Friedhof in 
Heidenau

Verwahrlostes 
Areal des Heide-
nauer Friedhofs: 
Vor dem Foto-
grafieren gesäu-
berte Grabplatte 
für den ermorde-
ten  Zwangsar-
beiter Boleslaw 
Zimakowski.
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2845/42) in das Lüneburger Landgerichtsgefängnis 
verbracht. Am 15.Oktober 1942 wurde er zu Händen 
der Gestapo („entl., abgeholt v. Gestapo“) aus dem 
Gefängnis entlassen und nach Lüdershausen gebracht, 
wo er am selben Tage im dortigen Eichenhain erhängt 
wurde. Die Sterbeurkunde vermerkt: „Tod durch Er-
hängen durch die Staatspolizei“. Marjan Kaczmarek 
war gerade 18 Jahre alt geworden, als er ermordet 
wurde. 162

Der Lüdershausener Feuerwehr- und Landwehrmann 
Friedrich Kloodt gehörte nach 1945 als Fraktionsmit-
glied der CDU von 1952 bis 1968 dem Lüneburger 
Kreistag an und war von 1957 bis 1968 regionaler 
Vorsitzender des Niedersächsischen Landvolkverban-
des. 1970 wurde F. Kloodt posthum feierlich in das 
Ehrenbuch des Landkreises Lüneburg eingetragen.

Sterbeurkunde für Marjan Kaczmarek vom 10.10.1942: 
„Tod durch Erhängen“ mit späterem Nachtrag „durch 
die Staatspolizei“
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